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a. o. Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Hadrian 
Technische Universität Wien 

EMV - ein Qualitätsmerkmal der 
Gebäudesystemtechnik 
Der erhöhte Komfort sowohl im privaten Wohnbereich als auch 
im betrieblichen Umfeld führt zu einer größeren Komplexität 
der Systeme in der Gebäudeinstallationstechnik. Die gleichzei­
tige Verwendung unterschiedlichster elektrischer und elektroni­
scher Geräte an verschiedenen. parallel betriebenen Netzen 
wie z. B. Versorgungsnetze, Kommunikations- und Datennetze 
führt dazu. daß der Elektroplaner mit teilweise erheblichem 
Aufwand die Verträglichkeit aller Geräte sichern muß. 

Gebäudeinstallationen werden vorwiegend in Hinblick auf den 
Verwendungszweck und aus Kostengründen häufig als 
Minimallösung geplant. Durch den Wunsch nach Komfort. 
Funktionalität und Flexibilität muß bei der Planung der zukünf­
tigen Nutzung des Gebäudes höchstes Augenmerk geschenkt 
werden. Elektrische und magnetische Felder können direkt auf 
Geräte einwirken. Über Leitungen und Kabelsysteme können 
Störungen verbreitet werden. 

Bei der Erstellung des Raum- und Funktionsplanes, der durch 
die zukünftige Nutzung des Gebäudes festgelegt ist, müssen 
externe und interne Störquellen berücksichtigt werden. Vorbei­
führende Kabel, Bahnleitungen, Blitzeinschläge sind Quellen 
externer Störungen. Interne Störungen werden z. B. durch die 
elektromagnetischen Felder von lnstallationsleitungen, Trans­
formatoren und elektrostatische Entladungen erzeugt. Von 
steigender Bedeutung, da die Störiälle zunehmen, sind elektri­
sche Verbraucher, die durch die Verwendung von Halbleiter­
bausteinen einen nicht sinusförmigen Strom aus dem Energie­
versorgungsnetz entnehmen. Diese Problematik läuft unter der 
Bezeichnung "Netzrückwirkung". 

Besonderes Augenmerk ist auch der Planung der Netzarsatz­
anlagen zu widmen, da z. B. ein Ausfall der Versorgungsspan­
nung bei EDV-Anlagen zu Datenverlust führen kann. Außer­
dem muß die Funktion der Sicherheitseinrichtungen und Kam­
munikationsanlagen auch bei länger andauernden Versor­
gungsstörungen des öffentlichen Netzes sichergestellt werden. 
Im Krankenhausbereich treten spezielle Probleme bei der Strom­
versorgung von Intensivstationen und Operationsräume auf. 

1. Elek1romagnetische Verträglichkelt 

Die Richtlinien des Rates vom 3. Mai 1989 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die elektromagne­
tische Verträglichkeit (89/336/EWG), kurz EMV-Richtlinie, 
deren Umsetzung in Österreichisches Recht die EMVV 1993 
darstellt, ist von großer praktischer Bedeutung, da so gut wie 
alle elektrisch betriebenen Geräte in ihren Geltungsbereich fal­
len1. 

Von besonderem Interesse sind zunächst die Begriffsbestim-
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mungen, da sie die Definition der elektromagnetischen 
Verträglichkeit enthalten: 

Die elektromagnetische Verträglichkeit ist die Fähigkeit eines 
Apparates, eines Betriebsmittels, einer Anlage oder eines 
Systems, in der elektromagnetischen Umwelt zufriedenstellend 
zu arbeiten, ohne dabei selbst elektromagnetische Störungen 
zu verursachen, welche die Funktion aller in dieser Umwelt vor­
handenen Apparate, Betriebsmittel, Anlagen oder Systeme in 
unannehmbarem Ausmaß beeinträchtigen würde. 

Diese Definition enthält eine Reihe von Begriffen, die einer 
näheren Erläuterung bedürien. Elektromagnetisch bedeutet, 
daß man sich auf elektromagnetische Phänomene beschränkt 
und z. B. chemische und klimatische Einflußgrößen nicht 
berücksichtigt. Elektromagnetisch ist außerdem mit dem 
Begriff Umwelt gekoppelt. Abb. 1 gibt einen systematischen 
Überblick, welche Störquellen einen Beitrag zur elektromagne­
tischen Umwelt liefern. Beachtenswert ist, daß nicht nur elek­
trische Geräte Beiträge liefern, sondern auch natürliche 
Vorgänge, wie z. B. Blitze und elektrostatische Entladungen 
(ESD; engl.: electrostatic discharge). 

Nicht zufriedenstellend gelöst ist die Begriffsreihe Apparat, 
Betriebsmittel, Anlage, System. Die Definition des Begriffes 
Gerät entspricht nicht dem Sprachgebrauch: 

Geräte sind elektrische und elektronische Apparate, 
Betriebsmittel, Anlagen und Systeme, die elektrische und elek­
tronische Bauteile enthalten. 

ln der neueren Literatur wird als Sammelbegriff elektri­
sches/elektronisches Produkt vorgeschlagen. 

Die beiden Begriffe System und Anlage sind relativ genau defi­
niert. Unter einem System sind mehrere Geräte zu verstehen, 
die zu einem bestimmten Zweck miteinander verbunden sind 
und zu einem gemeinsamen Betrieb ausgelegt sind und von 
einer Person (dem Hersteller des Systems) als Funktions­
einheit für den Endbenutzer in Verkehr gebracht werden. Ein 
PC-Arbeitsplatz ist ein geeignetes Beispiel. Unter einer Anlage 
im Sinne der EMV-RL sind mehrere Geräte, Systeme, 
Fertigprodukte oder Bauteile zu verstehen, die vom Errichter 
an einem bestimmten Ort verbunden und errichtet werden, um 
in einer vorgesehenen Umgebung eine bestimmte Funktion zu 
eriüllen, die aber nicht dazu bestimmt sind, als eine funktionel­
le oder kommerzielle Einheit in Verkehr gebracht zu werden. 
Wichtig ist weiters, daß die Anlage ortsfest ist und für eine 
bestimmte EMV-Umgebung vorgesehen, d. h. konzipiert ist. 
Eine Anlage dari weder unzulässige Störungen erzeugen, 
noch aufgrund zu geringer Störfestigkeit von anderen konfor­
men Geräten gestört werden 1• 
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Die elektrische und elektronische Ausstattung eines Gebäudes 
kann, soweit sie fest eingebaut ist, als Anlage betrachtet werR 
den. Die EDV-Ausstattung eines Büros entspricht definitions­
gemäß einem System. 

Einrichtungen und Geräte, die die elektromagnetische Umge­
bung eines Gebäudes bestimmen, zeigt Abb. 2. 

2. EMV-Maßnahmen 

Um die EMV der Gebäudetechnik sicherzustellen, ist es not­
wendig, in allen Phasen der Gebäudeerrichtung die notwendi­
gen Schritte zu setzen. Dabei wird zwischen der Planung, dem 
Rohbau und dem Ausbau unterschieden (Tab. 1 ). Baubeglei­
tende Untersuchungen und Messungen sollen sicherstellen, 
daß die ermittelten Störpegel die Störtestigkeit der Geräte nicht 
überschreiten. Läßt sich eine Überschreitung nicht verhindern, 
dann müssen Maßnahmen getroffen werden. 

Planung: 

• Lage des Bauwerkes (elektromagnetische Bewertung des 
Grundstückes) 

• Raum- und Funktionsplan mit gewünschtem EMV-Klima 

• Leitungstrassen 

• Lage der Aufzüge 

• Raumbadart für besondere EMV-Maßnahmen (z. B. ent-
sprechende Raumhöhe für Schirmkabinen) 

• Schnittstellendefinitionen 

Rohbau: 

• Maßnahmen im Baukörper wie z. B. Fundamenterder, 
Potentialausgleich, Schirmmatten, Behandlung von Bewah­
rungseisen (Verrödeln, Verschweißen, elektrisch leitfähige 
Überbrückungen von Dehnfugen) 

• baubegleitende EMV-Messungen 

Ausbau: 

• Schirmung von Räumen und Teilbereichen 

• Potentialausgleich zwischen Metallsystemen (Rohrleitun-
gen, Lüftungskanälen, Aufzugsschienen u. ä.) 

• Überspannungsschutz 

• Stromversorgung 

• Netzersatzanlage (Notstrom) 

Tab. 1: Baubegleitende EMV-Maßnahmen 

3. Externe Störquellen 

Am Beginn einer verantwortlichen EMV-Planung steht die 
Aufstellung einer Liste von möglichen Störquellen. 

• Mittel- und Hochspannungsleitungen: Sie verursachen elek­
trische und magnetische Felder mit einer Frequenz von 50 
Hz. Entsprechende Bahnstromleitungen besitzen eine 
Frequenz von 16 2/3 Hz. 
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• Erdverlegte Kabel: Das elektrische Feld wird durch die Erde 
vollständig geschirmt. Das magnetische Feld durchdringt 
die Erde nahezu ungeschwächt. 

• Niederspannungsleitungen und Versorgungskabel (230 V/ 
400 V): Das elektrische Feld ist zu vernachlässigen. Im 
magnetischen Feld treten neben den 50 Hz-Anteilen auch 
Oberschwingungen (150Hz, 250Hz usw.) auf. 

• Transformatorstationen: Das magnetische Feld dominiert 
gegenüber dem elektrischen Feld. Im Fehlartall (Erdkurz­
schluß) kommt es zu Potentialanhebungen. 

• Elektrische Bahnen: Hier tritt neben dem magnetischen Feld 
das Problem der Stromrückleitung über die Schiene bzw. 
Erde auf. Es treten sogenannte vagabundierende Ströme 
auf. Durch die U-Bahn und Straßenbahn werden magneti-
sche Gleichfelder erzeugt, die äußerst schwierig zu schir- , :·T:J 
men sind. '\.:J 

• Blitzentladungen: Bei einem direkten Einschlag fließen 
durch Blitzschutzanlagen Teile des Blitzstromes. Durch den 
impulsförmigen Zeitverlauf der Blitzentladung werden in 
metallenen Schleifen Spannungen induziert (Überspannun­
gen). Weiters ertolgt durch den Blitzstrom eine Potential­
anhebung des getroffenen Objektes gegenüber der fernen 
Erde. 

• Hochfrequente Feldquellen: Fernseh- und Rundfunksender 
sowie Mobilfunkanlagen sind die vorwiegenden hochfre­
quenten Felderzeuger. 

Welche externen Störquellen bei einem konkreten Bau­
vorhaben letztlich bedeutsam sind, muß durch eine Begehung 
und in wichtigen Fällen durch eine Messung der Felder an 
mehreren Punkten des Bauplatzes bestimmt werden. Ein ein­
drucksvolles Beispiel, daß innerhalb von Ballungsräumen fast 
alle Störquellen gleichzeitig auftreten können, zeigt der verein­
fachte Lageplan für ein Industrieobjekt im Süden von Wien 
(Abb. 3). Selbstverständlich spielt die räumliche Distanz zu den ,·_•_ ··._·.·_. \ _ 
Störquellen eine große Rolle. 'cJ 

4. Bestandsaufnahme der störempfindlichen Geräte 

Das Hauptproblem bei der EMV-Planung ist die Ermittlung der 
störempfindlichen Geräte. in besonders ungünstigen Fällen ist 
die Nutzung des Gebäudes oder Teile davon noch nicht fest­
gelegt, so daß über die Geräteausstattung nur Vermutungen 
angestellt werden können. Der Einsatz von Bildschirmar­
beitsplätzen sollte jedoch überall ohne Störungen möglich sein. 
Leider geben nur wenige Hersteller von elektrischen und elek­
tronischen Geräten bekannt, wie groß die Störtestigkeit gegen 
Felder und Störspannungen ist. Meistens sind entsprechende 
Werte nicht verfügbar. Tests zur Bestimmung unbekannter 
Grenzwerte sind im allgemeinen aufwendig und teuer. Die fol­
genden Störgrößen sollten besonders beachtet werden: 

• niederfrequente Störungen auf dem Versorgungsnetz 
(Oberschwingungen) 

• transienie Störspannungen (Schaltspitzen) 

• magnetische Felder 
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• elektromagnetische Felder von hochfrequenten Störern 

• elektrostatische Entladungen (Bodenbeläge!). 

5. Notwendige und nützliche Schutzmaßnahmen 

Einige wichtige Schutzmaßnahmen können bereits während 
der Planungs· und Errichtungsphase eines Gebäudes berück· 
sichtig! werden: 

• Ausführung einer Blitzschutzanlage (äußerer und innerer 
Blitzschutz mit Potentialausgleich) 

• Erdungskonzept 

• Wahl geeigneter Kabelwege bei der Planung der Installation 

• Wahl geeigneter Standorte für Geräte und Anlagen (Raum· 
nutzungsprogramm) 

• Wahl geeigneter Kabeltypen (z. B. geschirmte Leitungen) 

• geschirmte Räume für Sondergeräte 

• usw. 

Alle diese Maßnahmen lassen erkennen, daß der EMV-Ver· 
antwortliehe möglichst früh in die Planung des Gebäudes ein· 
gebunden werden muß. 

6. Zusammenfassung 

Die verantwortliche Planung der Elektromagnetischen Verträg· 
Iiehkeii bei der Errichtung und die Gewährleistung derselben 
während der Nutzung eines Gebäudes gehört zu den Auf· 
gaben der Gebäudesystemtechnik. Komplexe Systeme und 
der gleichzeitige Betrieb unterschiedlichster elektrischer und 

elektronischer Geräte führen dazu, daß ein erheblicher Auf· 
wand zur Sicherstellung der gewünschten Betriebseigenschaf· 
ten notwendig ist. 
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Geräte entladung Strahlung Strahlung 

Abb. 1: Elektromagnetische Umwelt 
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Abb, 2: Mögliche Störquellen im Bereich eines Gebäudes 

'~"""" ~ ~/tBUKW,((ichffunk) 

A Schalten von Leistungsschaltern (Schütze) 
B Einstrahlung von Hochfrequenzfeldern 
C elektrostatische Entladung 
D direkter Blitzeinschlag in das Gebäude 

' 

E Einkopplung von Störspannungen in Meß- und Steuerleitungen 
bzw. direkte Feldeinwirkung auf das Gerät 

F Blitzeinschlag in die Starkstromleitung bzw. Störfelder von Wolke­
Wolke-Blitze 

L über Leitungen eingekoppelte Störgrößen 
G Gerät 

Mag. Martina Wagner 
Patientenanwältin 

Abb. 3: Baugrund mit eingetragenen Störquellen 
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Ethische Anforderungen an den 
psychiatrischen Sachverständigen im 
Unterbringungsverfahren 
Fachwissenschaftliche Erkenntnisse spielen im modernen Pro­
zeß eine bedeutende Rolle. Dadurch nimmt der allgemein 
beeidete und gerichtlich zertifizierte Sachverständige. oft auch 
als •• Berater'" des Richters bezeichnet. in denjenigen Gerichts­
verfahren, die ein spezielles Fachwissen erfordern, eine zen­
trale Position ein. 

Grundsätzlich hat der Richter, wenn er nicht die unbedingte 
Gewißheit besitzt. daß seine Sachkunde ausreicht. einen 
Sachverständigen beizuziehen. Allgemeine Regelungen über 
die Beiziehung, Auswahl, Rechte und Pflichten der Sachver­
ständigen sind in der Zivilprozeßordnung', der Strafpro­
zeßordnung' und im Bundesgesetz über den allgemein beei­
deten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen und 
Dolmetscher geregelt. Ist die Beiziehung eines Sachverstän­
digen obligatorisch. ist dies in speziellen Gesetzen vorgese­
hen, wie etwa im Verfahren zur Bestellung eines Sachwalters' 
oder im Unterbringungsverfahren'. 

Bei allen personenbezogenen Bezeichnungen gilt die gewählte Form 
für beide Geschlechter 
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Das Unterbringungsverfahren 

Die Bestimmungen des Unterbringungsgesetzes gelten für 
psychiatrische Krankenanstalten und Abteilungen. in denen 
Personen in ihrer Bewegungsfreiheit beschränkt werden'. Eine 
Unterbringung bedeutet für den Patienten eine Beschränkung 
seiner Bewegungsfreiheit auf bestimmte räumliche Bereiche. 
Die dadurch entstehenden Eingrille in verfassungsrechtlich 
gewährleistete Persönlichkeitsrechte erfordern rechtsstaatli­
ehen Grundsätzen entsprechende Regelungen hinsichtlich der 
Voraussetzungen und der Kontrolle. Im zweigeteilten Überprü­
fungsverfahren werden die Voraussetzungen der Unter­
bringung' überprüft. Zulässig ist eine Unterbringung nur dann, 
wenn aufgrund der psychischen Erkrankung eine erhebliche 
und ernstliche Selbst- und/oder Fremdgefährdung vorliegt und 
es keine Alternative zu einer Unterbringung gibt. 

Wird anläßlich der Erstanhörung die Unterbringung für zulässig 
erklärt, hat das Gericht mindestens einen psychiatrischen 
Sachverständigen, auf Verlangen des Patienten oder seines 
Vertreters einen zweiten zu bestellen. Der Sachverständige hat 
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vor der mündlichen Verhandlung den Patienten zu untersuchen 
und ein schriftliches Gutachten über das Vorliegen der 
Unterbringungsvoraussetzungen zu erstatten. Im Rahmen der 
Verhandlung wird dieses im Beisein des Sachverständigen mit 
dem Patienten, seinem Vertreter und dem Abteilungsleiter 
erörtert. 

Diese Bestimmungen sind obligatorisch. Fakultativ ist die Bei­
ziehung eines Sachverständigen bei der Erstanhörung und im 
Verfahren zur Überprufung der über eine Unterbringung hin­
ausgehenden weiteren Beschränkungen und der Heilbe­
handlungen. Hier liegt die Entscheidung über die Beiziehung 
eines Sachverständigen beim Gericht'. 

Die Praxis zeigt, daß dem psychiatrischen Sachverständigen 
im Unterbringungsverfahren eine große Bedeutung beigemes­
sen wird. Bis auf wenige Ausnahmen werden diese in allen 
relevanten Verfahren zur Unterstützung des Richters beigezo­
gen. Abhängig von der Problematik des Einzelfalls und der 
Persönlichkeit des Richters kann es vorkommen, daß die 
Befragung des Patienten zugunsten der Erörterungen des 
Sachverständigen minimiert oder der Sachverständigenbeweis 
zu einem vorweggenommenen Urteil wird. Dem Sachver­
ständigen wird dadurch zusätzlich zu seiner Grundver­
antwortung eine mit Macht ausgestattete Position zuteil. Von 
besonderer Wichtigkeit erscheint daher die ethische Haltung 
des Sachverständigen. Sein Umgang mit dem Patienten und 
seine Einstellung der Materie gegenüber nehmen im Verfahren 
eine bedeutende Rolle ein. 

Die Begegnung zwischen Sachverständigen und Patient 

Das erhöhte Erfordernis nach Sensibilität und verantwor­
tungsbewußtem Umgang mit den betroffenen Menschen zeigt 
sich insbesondere im Rahmen der Psychiatrie. Bedingt durch 
die traditionelle Übertragung von hoheitlichen Zwangsbefug­
nissen an die behandelnden Ärzte und aufgrund der bestehen­
den Krisensituation, befindet sich der Patient in einem speziel­
len Abhängigkeitsverhältnis. Beeinträchtigt durch seine psychi­
sche Verfassung und die Wirkung sedierender Medikation sieht 
er sich mit Zwang, Fremdbestimmung, der Einschränkung sei­
ner Persönlichkeitsrechte konfrontiert. Gefühle von Verständ­
nislosigkeit und Ohnmacht können die Folge sein, die durch 
nicht ausreichende Aufklärung über Gesundheitszustand, 
Gefährdung und Notwendigkeit der Zwangsmaßnahmen noch 
verstärkt werden können. Der Patient erwartet daher ein objek­
tives Gerichtsverfahren, das einer ausführlichen Erörterung 
aller Unterbringungsvoraussetzungen Platz bietet. Eine bedeu­
tende Rolle spielt dabei der psychiatrische Sachverständige. 
An ihn werden hohe Erwartungen geknüpft. Der Patient erhofft 
sich Empathie, Aufklärung, Verständnis und die Aufmerk­
samkeit, die er im Stationsalltag manchmal vermißt Die 
Interaktion in der Arzt-Patienten-Begegnung nimmt daher auch 
auf dem Gebiet der Gutachtenmedizin eine bedeutsame 
Stellung ein. Die Relevanz einer produktiven Wechselbe­
ziehung zwischen Arzt und Patient zeigt sich insbesondere an­
gesichts der über die Unterbringung hinausgehenden 
Konsequenzen, die die Begegnung mit dem Sachverständigen 
für den Patienten haben kann. Die Aussage des Sachver­
ständigen kann subjektive Beschwerdebilder und Krankheits-
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empfinden verstärken oder abschwächen, kann den Gesun­
dungswillen fördern oder hemmen, kann Wege zur Heilung 
oder Besserung aufzeigen oder erschweren, vielleicht sogar 
verbauen8 . 

Die psychische Verfassung des Patienten und die Wirkung der 
Medikation können zur Folge haben, daß der Patient im 
Rahmen der gutachterliehen Untersuchung oder erst bei der 
mündlichen Verhandlung erstmalig mit Diagnose und Pro­
gnose konfrontiert wird. Diese Situation stellt an den Sach­
verständigen die besondere Anforderung, den Patienten mög­
lichst schonungsvoll über seine Krankheit aufzuklären. Das 
Verständnis für das ärztliche Handeln kann zu einem Mehr an 
Kooperation des Patienten und dadurch zu einer Verringerung 
von Zwangsmaßnahmen führen. Hingegen verstärken die 
Vermeidung einer ausführlichen Auseinandersetzung und die 
Erörterung in einer für den Patienten nicht verständlichen 
Ausdrucksweise das Gefühl des Patienten mit seinen Bedürf­
nissen nicht ernstgenommen zu werden. Noch stärker verunsi­
chert es den Patienten, wenn seine Anwesenheit ignoriert, 
seine Fragen nicht oder nur ausweichend beantwortet werden. 
Durch eine entsprechend sorgfältige Erörterung des Gutach­
tens und e·mer dem psychischen Zustand angepaßten 
Gesprächsebene kann diesem Empfinden von Hilflosigkeit ent­
gegengewirkt werden. Konzeptionell steht der psychisch kran­
ke Mensch, dessen Persönlichkeitsrechte eingeschränkt wer­
den, im Mittelpunkt des Unterbringungsverfahrens. Auch die 
Praxis sollte sich in diese Richtung entwickeln, weg vom Trend, 
daß psychisch kranke Menschen ihren Gesundheitszustand 
nicht verstehen können, eine Aufklärung für sie schädlich sein 
soll und daher die Einbeziehung des Patienten möglichst zu 
vermeiden ist. 

Die Forderung nach einem verantwortungsbewußten und ein­
fühlsamen Umgang ist auch an die Formulierungen und die 
Ausdrucksweise des schriftlichen Gutachtens zu stellen. 

Das Gutachten findet Eingang in die Krankengeschichte und in 
den Gerichtsakt Zumindest in die Krankengeschichte haben 
Sozialversicherungsträger, Verwaltungsbehörden und Gerichte 
Einsichtsrechte". Die Relevanz des Gutachtens über das 
Unterbringungsverfahren hinaus als Grundlage für weitere 
Entscheidungen und Beurteilungen kann aus diesem Grunde 
nicht ausgeschlossen werden. Auch dem Patienten- soweit es 
dessen Wohl nicht abträglich ist- wird das Gutachten übermit­
telt. Wertschätzung, Achtung und Respekt dem Patienten 
gegenüber sind daher nicht nur Ansprüche für die persönliche 
Begegnung mit dem Patienten, sondern auch an die 
Ausdrucksweise der schriftlichen Ausführungen. Psychiatri­
sche Begriffe und Deutungen lassen gelegentlich zu morali­
schen Wertungen verleiten und bieten Möglichkeiten der 
Etikettierung. Folglich sind abwertende Bloßstellungen der 
Betroffenen ebenso wie terminologische Vorverurteilungen 
durch abwertende Persönlichkeitsbeschreibungen zu vermei­
den. Sprachliche Diffamierungen durch Adjektive wie "primitiv" 
oder "abartig" haben in einem Gutachten nichts zu suchen". ln 
Deutschland, aber wohl auch in Österreich z. B. können 
unsachliche oder beleidigende Bemerkungen während der 
Untersuchung oder im Gutachten zu einer wirksamen Ableh­
nung des Sachverständigen führen 11

• 
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Ethische Anforderungen an den psychiatrischen Sachverständigen 

Aufklärungs- und Schweigepflicht 

Der Gutachter bleibt auch in dieser Funktion der Ethik seines 
Berufes verpflichtet und dadurch der ärztlichen Schweige- und 
Aufklärungspflicht unterworfen. Die Verschwiegenheilsver­
pflichtung ist nur soweit aufgehoben, als dies für die Beant­
wortung der Fragestellung an den Gutachter notwendig ist". 

Resümee 

Obwohl umstritten, bieten das Unterbringungsgesetz und das 
darin normierte Überprüfungsverfahren dem Patienten die 
Chance auf Verständnis der gesetzten Zwangsmaßnahmen 
und deren Kontrolle. Einschränkungen der Persönlichkeits­
rechte können manchmal nicht vermieden werden. Die 
Deklaration als Zwang und eine aktive Auseinandersetzung 
darüber können aber zumindest helfen, diese leichter zu ertra­
gen. Die Anforderungen an den psychiatrischen Sachver­
ständigen in diesem Zusammenhang sind hoch. Mit seinem 
Gutachten trägt er einen wesentlichen Teil zur Entscheidung 
über zwei gegenläufige Persönlichkeitsrechte - Gesundheit I 
ärztliche Behandlung versus Freiheit I Selbstbestimmung -bei. 
Zusätzlich können seine Aussagen und seine Haltung dem 
Patienten gegenüber über das Unterbringungsverfahren hin­
aus nachhaltige Folgen haben. Obwohl in allen Fachbüchern 
die Bedeutung und Wichtigkeit des Sachverständigen heraus­
gearbeitet wird, werden diese Aspekte oft zu wenig wahrge­
nommen. Erst wenn man sich die Verantwortung des Sach­
verständigen verdeutlicht, wird klar, wie wichtig die Erstellung 
von Qualitätskriterien und deren Umsetzung in der Praxis ist. 
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Praxis, Stuttgart, New York 1987 
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HR lng. Heribert Bürger und ADir. Peter Schischkofsky 
Allgemein beeidete und gerichtlich zertilizierte Sachverständige 

Bewertung der Ergebnisse von KFZ­
Lackspurenuntersuchungen bei Verkehrs­
(Unfaii-)Delikten 

Im Artikel "Schadensursachenforschung bei Lackierungen 
durch kombinierte Anwendung mikroskopischer Analysenme­
thoden" in Der Sachverständige 1999/2. 66 kommen 
Mag. Dr. Anion Grünberger, Mag. Dr. Leo Kranner und 
Dipl.-lng. Dr. Dietmar Loid/ bei den von ihnen gewählten An­
wendungsgebieten zu nach unserer Meinung zu optimistischen 
Ergebnissen, denen aus Sicht der naturwissenschaftlichen 
Kriminaltechnik widersprochen werden muß. 

Nach dem Stand der Technik betreffend Autolackuntersuchun­
gen in der Kriminaltechnik sind die in diesem Artikel beschrie­
benen Untersuchungen nicht ausreichend, um eine zweifels­
freie Feststellung hinsichtlich eines erfolgten oder nicht erfolg­
ten Kontaktes der Fahrzeuge treffen zu können. 

Die dem heutigen Stand der Technik folgende Untersuchung 
solcher Lackspuren setzt voraus, daß der Untersucher hinrei­
chende Eliahrung mit der Behandlung solcher Mikro-Spuren 
hat. 

Während die Analyse eines kompletten Lackaufbaus relativ 
beweiskräftige Ergebnisse erbringt, muß man sich mit dem 
Nachweis von dünneren Schichten (Aufreibungen) von Lack 
auf Lack (also dem typischen Erscheinungsbild von 
Streifschäden zwischen KFZ) eingehend befaßt haben, um die 
Grenzen der Möglichkeiten zu erkennen. 

Pkw-Beschichtungsstoffe sollen zwei Hauptaufgaben ertüllen. 
An erster Stelle steht der Korrosionsschutz. Von kaum gerin­
gerer Bedeutung ist die optische Gestaltung der Fahrzeug­
oberflächen. Schutzfunktion und Schönheit sollen nach Mög­
lichkeit über den gesamten Einsatzzeitraum des Automobils er­
halten bleiben. Dies führt zu einem extremen Anforde­
rungsspektrum, insbesondere wenn in Betracht gezogen wird, 
welchen Belastungen Automobile durch Strahlung, Tempe­
ratur, Umwelt usw. während des Gebrauchszeitraumes ausge­
setzt sind. 

Die ganz unterschiedlichen Anforderungen ließen sich keines­
falls erfüllen, wenn man Fahrzeugkarosserien lediglich in 
einem Arbeitsgang beschichten würde. Zur Gewährleistung 
von dauerhaftem Schutz und Schmuck werden Karosserie­
bleche von Pkw daher in der Serienlackierung in mehreren 
Arbeitsprozessen vorbehandelt und dann erst mit aufeinander 
abgestimmten Materialien ebenfalls in mehreren Arbeitsgän­
gen beschichtet. Das Endprodukt jeder Pkw-Serienlackierung 
ist somit ein mehrschichtiges Verbundsystem bestehend aus 

HEFT 411999 

den verschiedenen Lacküberzügen (Grundierung, Füller, 
Decklack). 

Abgestimmt auf den jeweiligen Verwendungszweck und die 
vorgegebene Auftragstechnik bestehen die im Automobilbau 
eingesetzten Lackformulierungen aus einer Vielzahl einzelner 
Komponenten. Entsprechend ihrer Funktion lassen sie sich 
mehreren Hauptgruppen zuordnen, wie Filmbildnern, Pigmen­
ten und Füllstoffen sowie Additive (Lackhilfsstoffe). 

Von entscheidender Bedeutung sind für die kriminaltechnische 
Untersuchung die in den Decklacken, Füllern und Grundie­
rungen eingesetzten Lackharze, Additive, Pigmente und Füll­
stoffe. Über eine Analyse dieser Komponenten sind z. B. 
Serienlacke eines Farbtones von unterschiedlichen Lackher­
stellern differenzierbar. Es läßt sich auch die Frage beantwor­
ten, ob ein Lacksplitter eine Originai-Serienlack- oder eine 
Reparaturlack-Schichtfolge aufweist. Schließlich können mit 
Hilfe von Analysenergebnissen und der Bewertung morpholo­
gischer Merkmale Lacksplitter bestimmten Herstellern, Auto­
typen und Baujahren zugeordnet werden. 

Es handelt sich bei Lacken um Produkte einer großtechnischen 
Erzeugung. Die Informationen, die die Analyse liefert, dienen 
zur Bestimmung der materialmäßigen Identität von Lackpro­
ben. Diese Aussage kann in fast allen Fällen mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit getroffen werden. Die Ein­
schränkung ist dadurch begründet, daß nur die individuellen 
Merkmale, die von Erzeugungscharge zu Erzeugungscharge 
wechseln, erfaßt werden können und mit einer Erzeugungs­
charge eine begrenzte Anzahl von Fahrzeugen lackiert wird. 
Eine Lackcharge schwankt je nach Farbton und Hersteller zwi­
schen einigen hundert kg und 20 I. Für eine Fahrzeugdeck­
lackierung braucht man je Fahrzeuggröße (Pkw, Lieferwagen) 
etwa 4---<i kg. Es werden also bis zu 3000 Kfz mit genau der 
gleichen Charge lackiert - auf der ganzen Weit - überhaupt 
vorhanden sein. Bereits während die Decklack-Charge ver­
braucht wird, kommt es auch zum Wechsel bei den Füller- und 
Grundierungsmaterialien. Viele Fahrzeuge erhalten bereits in 
der Serienfertigung, weitere vor der Auslieferung an den 
Kunden hergestellte Reparaturlackierungen (angeblich bis 
etwa 40%}. Weiters sind die Reparaturlackierungen im norma­
len Fahrbetrieb und umweltbedingten Alterungseinflüsse auf 
die Lackierung ebenfalls zu beachten. Alle diese Umstände 
sind auch bei der Analyse nachweisbar. Unter dem Gesichts­
punkt, daß es unwahrscheinlich ist, daß zum Unfallszeitpunkt 
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mehrere mit der gleichen Farbcharge lackierte Fahrzeuge mit 
den gleichen Kollisionsschäden am Unfallsort anwesend 
waren, kommt der Aussagemöglichkeit über die Identität des 
Lacks vom Fahrzeug und gesicherter Spur erheblicher 
Beweiswert zu. Die Aussage über die zumindest "mit sehr 
großer" bis zu an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 
festgestellten Materialidentität kann idR für die Überführung 
des Täters hinreichen. Die Kleinheit der Probe ist heute kein 
Hindernis mehr für die Untersuchung; dies muß aber bereits 
bei der Spurensicherung in entsprechender Weise berücksich­
tigt werden. ln einzelnen Fällen kommt auch noch eine ein­
deutige Formspur in diesem Zusammenhang vor (etwa über­
einstimmende mehrfache Schichtung infolge von Reparatur­
lackierungen, gemeinsame Bruchkanten von Lacksplittern), die 
einen sicheren Nachweis ermöglichen. 

Bei Lackaufrieben-also nur von Teilen der obersten Schichten 
der gegnerischen Lackierung stammend - sind diese Nach­
weise dahingehend eingeengt, daß die Untersuchungen ledig­
lich den Nachweis der Materialidentität oder der Nichtidentität 
erlauben. 

Stehen also keine "Lacksplitter'' am beschädigten und des ver­
dächtigen Fahrzeuges zur Verfügung, sondern nur Farb­
abriebe der obersten oder mehrerer oberster Schichten, kann 
man nur sehr vorsichtige Schlußfolgerungen ziehen. 

Bei solchen streifenden Kontakten kommt es zu einer filmarti­
gen Übertragung des Lackaufbaus des oder der beteiligten 
Fahrzeuge. Es ist nicht zwingend erforderlich, daß dabei eine 
gegenseitige Farbübertragung erfolgt. Oft wird nur der 
Lackaufbau jenes Fahrzeuges übertragen, der nachgiebiger­
oder weniger spröde- ist als der andere. Sehr oft wird entwe­
der nur eine dünne Schichte der obersten Lackschichte oder 
auch noch eine Spur einer darunter liegenden Farbschichte 
(etwa bei Reparaturlackierungen) oder der Grundierung über­
tragen, was das optische Bild der Spur verändert. Bei ganz 
dünnen Filmübertragungen scheint die Lackierung des 
Spurenträgers durch und verändert deren "Farbe" oder eine 
Unterschichte wurde rnitübertragen, und nun sieht man statt 
der roten Decklackierung eine graue Spur, weil der Füller des 
Spurenverursachars die darunter liegende rote Spur über­
deckt. 

Ein dünner Farbabrieb wird hinsichtlich seines Farbtones auf 
einem weißen Untergrund automatisch "heller'' umgekehrt auf 
einem dunklen Untergrund "dunkler" erscheinen, ohne es 
tatsächlich zu sein. 

Zur Feststellung der eventuellen materialmäßigen Identität der 
vorliegenden Spuren mit den Vergleichsproben werden vorwie­
gend die Farbbestimmung nach DIN 6164, Tüpfelreaktionen und 
Aschenfarben sowie ergänzend FT-IR-, fallweise auch Röntgen­
diffraktions-oder REM-Untersuchungen herangezogen. 

Hinsichtlich einer Überbewertung der Infrarot-spektrografi­
schen Untersuchungen bestehen gewisse Bedenken. Wenn es 
nicht gelingt, die Farbabriebe vom Lack des Pkw zu trennen, 
werden auch die Spuren gemeinsam analysiert. 

Wird die Technik der KBr-Preßlinge angewandt, wird von den 
Lackspuren Material abgeschabt (abgehoben) und mit 
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Kaliumbromid verrieben zu einem Preßling unter Vakuum und 
Druck verarbeitet Erfahrungsgemäß führte diese Technik im 
Bereiche der Kriminaltechnik (zumindest unter Verwendung 
der seinerzeitigen Kristall- oder Gitter-IR-Spektrografen) zu 
keinen verwertbaren Ergebnissen. Bei Verwendung eines 
modernen FT-IR-Spektrografen bestehen jedoch andere 
Probenvorbereitungsmöglichkeiten, und zwar würden sich hier 
insbesondere die nachangeführten Methoden anbieten. Für die 
kriminaltechnische Lackanalytik ist die Tatsache von besonde­
rer Bedeutung, daß mit dem Infrarotspektrometer der neuesten 
Generation (FT-1 R-Spektrometer) in Koppelung mit speziellen 
Mikroskopen Lackmikrospuren - wie z. B. Dünnschnitte von 
Lacken - analysierbar geworden sind. Spezielle Module, die 
nur in FT-Geräten verwendbar sind, können von allen Arten 
von Proben Spektren guter Qualität liefern, die anschließend 
mit einer elektronisch gespeicherten Bibliothek, die Spektren 
der wesentlichen Substanzen enthält, verglichen werden kön­
nen. 

Insbesondere kann 

DIFFUSE REFLECTANCE: zur Untersuchung von Pulvern 
oder Feststoffen, die zuvor auf Korundpapier aufgerieben wur­
den, 

ATTANUATED TOTAL REFLECTANCE: zur Untersuchung von 
Oberflächen dicker Schichten, die sich nicht auf Korundpapier 
aufreiben lassen, z. 8. Gummi oder das 

MIKROSKOP: zur Analyse von Teilchen mit Oberflächen 
größer als 20 x 20 1-1m (1 1-1m= 0,001 rnm) angewendet werden. 

Es hängt von der Dicke der Schicht ab, welche Methode ange­
wendet wird. ln allen Fällen kann es aber vorkommen, daß 
Material, das eigentlich bereits von einer unteren Schichte 
stammt, mit in das Probengut gelangt. Wenn demnach nicht 
auch der Schichtaufbau der beteiligten Fahrzeuge geprüft wird, 
kann es zu _Fehlinterpretationen kommen. 

Infrarotspektren von Lackabrieben zeigen zwar eindeutig die 
Zusammensetzung des Lackes (Filmbildner), aber bei dünnen 
Lackfilmen erfassen sie die verwendeten Pigmente nur zum Teil. 

Die Feststellung der materialmäßigen Identität von Lackspuren 
nur mit den in der Veröffentlichung in der Zeitschrift Der 
Sachverständige 1999/2, 66 angegebenen Methoden ist nach 
unseren Erfahrungen nicht ausreichend, da es sich z. B. bei 
diversen Ringversuchen im deutschsprachigen Raum und im 
Rahmen von Interpol-Labors in Europa herausgestellt hat, daß 
in einigen Fällen lediglich mit den Tüpfelreaktionen ein eindeu­
tiges Ergebnis zu erzielen war. ln diesen Fällen waren mit 
FTIR, REM usw. die verschiedenen Lackproben nicht zu unter­
scheiden, insbesondere wenn es sich nur um Abriebe von der 
obersten Lackschichte gehandelt hat. Einzig die 
Tüpfelreaktionen brachten hier ein Ergebnis, das es ermög­
lichte, eine konkrete Aussage über die Identität von zwei 
Lackproben zu erzielen. 

Die Untersuchung mittels REM (Rasterelektronenmikroskop 
mit energiedispersiver Röntgenspektroskopie) zeigt auch nur 
die Zusammensetzung der Elemente. Da heute fast jeder Lack 
Titandioxid als Farb- oder Füllstoff enthält, weiters z. 8. Alu­
minium, Silizium und eventuell Eisen ubiquitär in Lacken in 
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Bewertung der Ergebnisse von KFZ-Lackspurenuntersuchungen 
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Spuren vorkommen, kann man aus dem Röntgenspektrum 
heute kaum mehr eine Materialidentität ableiten. Anorganische 
Pigmentbestandteile wie Cadmium, Blei usw. sind heute aus 
Umweltschutzgründen nicht mehr üblich. Es werden idR orga­
nische Pigmente, Titanoxid und Ruß verwendet. Hier ist somit 
keine Spezifikation aufgrund der elementaren Zusammenset­
zung oder Spurenführung mehr möglich. 

Wenn "Abr~ebe" in einer Schürfspur so gering sind, daß es nur 
mittels REM gelingt, hier die Spur als artfremde Partikel zu 
identifizieren, und ein Spektrum gezeigt wird, daß alle 
Umweltelemente enthält, kann es sich zwar um Mauerwerks­
spuren handeln, genau so aber bei der angegebenen Vergrö­
ßerung (4000-fach) um Straßenstaub oder dergleichen. 

Es muß daher im Hinblick auf die im Strafverfahren aber auch 
im Zivilverfahren erforderliche Nachvollziehbarkeil und 
Sicherheit der Untersuchungsergebnisse davor gewarnt wer­
den, aufgrund von rein apparativen physikalisch-chemischen 
Ergebnissen allein Schlußfolgerungen zu ziehen, die mögli­
cherweise nicht nachvollziehbar sein können. 

Literatur: 

Bürger, Möglichkeiten der chemischen Vergleichsuntersuchung 
Der Verkehrsunfall 1973, 165 
ders., Lack- und Farbspuren, GendAS 1988/9 
ders., Zur Spurensicherung mit Klebeband, GendAS 1987/2 

Korrespondenz 
Dipl.-lng. Wolfgang Pecinovsky 
Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter 
Sachverständiger 

Zum Artikel von lng. Fritz Sacher, VDI, in der Zeitschrift Der 
Sachverständige 199913, 131, unter dem Titel "Verkehrs­
sicherheit", erlaube ich mir einige Bemerkungen. 

Es wird hier begrüßt, daß von Führerscheinneulingen "unter 
fachkundiger Anleitung das Fahrzeugverhalten im Grenz­
bereich erforscht und das sichernde Fahrverhalten in an­
spruchsvollen Fahrsituationen erlernt und geübt werden kann". 

Aus eigener Erfahrung halte ich dieses Ziel für äußerst bedenk­
lich. ln Wien besteht das Problem der "road-runner", jener 
Führerscheinneulinge, die im Stadtgebiet Rennen mit - ge­
messenen- Geschwindigkeiten von 150 bis 180 km/h durch­
führen. Bei Anhaltungen erklären diese jungen Leute immer 
wieder, sie "hätten unter fachkundiger Anleitung das Fahrzeug­
verhalten im Grenzbereich" erlernt, diese Geschwindigkeiten 
wären daher für sie in keiner Weise gefährlich und argumen­
tieren damit gegen die verhängten Strafen im Berufungs­
verfahren. 
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ders., Mögliche (Fehi-)Schlüsse aufgrundvon Untersuchungsbefunden 
im Zusammenhang mit Verkehrsunfällen, SV 1995/3 
ders., Handbuch des Verkehrsunfalls, Band 2, Manz 1998 
Neuninger, Zur Bewertung von Lackvergleichsuntersuchungen, ZVR 
1988/9 
Schott, Vergleichende Lackuntersuchungen zur Identifizierung von 
unfallbeteiligten Fahrzeugen, DEKAA-Fachschriftenreihe 1982/21 
Stoecklein u. a., Autolackuntersuchungen in der Kriminaltechnik -
Stand der Technik- NStZ 1991, Heft 1 
Hirz, Moderne IR-Spektroskopie im kriminaltechnischen Labor 
(SBW 1/1992) 

Korrespondenz: 
Hofrat lng. Heribert Bürger 
Allgemein beeideter und gerichtlich 
zertifizierter Sachverständiger, Fachgebiet Kriminologie 
{chemische und physikalische Materialuntersuchung insbeson­
dere nach Verkehrsunfällen) 
1220 Wien, Siebenbürgerstraße 2-121519 
Telefon und Fax 01 I 202 27 93 

ADir. Peter Schischkofsky 
Chemotechniker 
Allgemein beeideter und gerichtlich 
zertifizierter Sachverständiger 
2231 Strasshof a. d. Nordbahn, Waldstraße 166 
Telefon 02287 I 48 07 

Die Europäische Kommission, GD VII, hat derzeit ein 
Versuchsprojekt laufen, für Führerscheinneulinge der Klassen 
A und 8 ein Sicherheitstraining frühestens 6 Monate nach der 
Führerscheinprüfung, längstens 24 Monate nach der Prüfung, 
verpflichtend vorzuschreiben. Dieses Training läuft allerdings 
unter dem Titel "du darfst nie in den Grenzbereich deines 
Fahrzeuges kommen, denn im Grenzbereich hast du keine 
Chance, dein Fahrzeug zu beherrschen". Diese Zielsetzung ist 
eine völlig andere, als die von Kollegen Sacher in seinem 
Artikel angesprochene Zielsetzung. 

Als Präsident der Österreichischen Vereinigung für Sachver­
ständige nach dem Kraftfahrrecht sowie als External Expert der 
Europäischen Kommission kann ich daher nur meine 
Bedenken äußern, Führerscheinneulingen das Verhalten eines 
Fahrzeuges im Grenzbereich zu unterrichten und ihnen Tips zu 
geben, wie sie derartige Grenzsituationen beherrschen kön­
nen. Nach unserer Ansicht stellt dies eine klare Erziehung zu 
aggressivem Fahrverhalten der "Young Drivers" dar. 

Ich schätze Kollegen Sacher und seine Bemühungen um die 
Verkehrssicherheit sehr, ich denke daher, daß er möglicher­
weise hier mißverstanden werden könnte. 

Senatsrat Dipl.-lng. Wolfgang Pecinovsky 
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Entscheidungen + Erkenntnisse 
bearbeitet von Dr. Harald Krammer, Präsident des LGZ Wien 

Gerichtliche Auswahl des 
Sachverständigen 
(§ 351 Abs. 1 ZPO); keine 
inhaltliche Überprüfung des 
Gutachtens; Gebühren bei 
einem Vermessungsgutachten 
1. Der Sachverständigenbeweis kann uneingeschränkt 

von Amts wegen aufgenommen werden. 

2. Die Unterlassung der Anhörung der Parteien (§ 351 
Abs. 1 ZPO) ist kein erheblicher Verfahrensmangel. Bei 
der Auswahl des Sachverständigen ist das Gericht an 
einen Vorschlag der Parteien nicht gebunden. 

3. Zum Sachverständigen kann jede Person bestellt wer­
den. § 351 Abs. 1 ZPO verweist das Gericht aber in 
erster Linie auf die öffentlich bestellten Sachver­
ständigen. Der hier bestellte Sachverständige ist in der 
Liste der allgemein beeideten und gerichtlich zertifizier­
ten Sachverständigen für das einschlägige Fachgebiet 
"Vermessungswesen" eingetragen. 

4. Ob ein Sachverständiger, der die im vorliegenden Fall 
erforderliche Sechkunde besitzt, nach der Eintragung in 
der Sachverständigenliste allein zu einer gewissen 
Arbeit "befugt" ist, ist für das Gerichtsverfahren nicht 
wesentlich. Ebensowenig, ob eine Partei ihre Zustim­
mung zur Beschäftigung eines vom Gericht ausgewähl­
ten Sachverständigen gegeben hat. 

5. Die Schlüssigkeit, Beweiskraft, Nachvollziehbarkeit, 
Tauglichkeit und inhaltliche Richtigkeit des Gutachtens 
sind nicht Voraussetzungen für den Gebühren­
anspruch. Nur wenn das Gutachten völlig unbrauchbar 
in dem Sinne ist, daß eine Erfüllung des gerichtlichen 
Auftrages gar nicht zu erkennen ist, dürfen Gebühren 
nicht zugesprochen werden. 

6. Gutachter- und Sachverständigentätigkeit fällt in die 
Leistungsklasse VIII der Honorarrichtlinien für Leistun­
gen der technischen Büros, Ingenieurbüros (HAI) und 
rechtfertigen den Leistungsfaktor 2,0. Durch Verrech­
nung der Zeitgrundgebühr lediglich mit dem Leistungs­
faktor 1 ,8 (Klasse IV) hat der Sachverständige dem 
Gebot des § 34 Abs. 2 GebAG (weitgehende Annähe­
rung an die außergerichtlichen Einkünfte) entsprochen. 

7. Für die vom Sachverständigen beigezogenen Hilfskräf­
te ist der Leistungsfaktor 0,6 (Klasse IV) angemessen. 
Eine Orientierung an der Honorarordnung erscheint 
hinreichend. Eine detaillierte Erhebung der für die 
Hilfskräfte tatsächlich aufgewendeten Kosten kann 
unterbleiben. 

OLG Wien vom 19. Oktober 1999, 12 R 104/99 y 
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Die Beklagte ist bücherliehe Alleineigentümerin der Liegen· 
schalt Grundbuch S. EZ 382. Sie ist die Rechtsnachfolgerin 
des K. Die Kläger sind Rechtsnachfolger des A. 

Die Kläger begehren die Beklagte schuldig zu erkennen, ihnen 
eine Teilfläche der bezeichneten Liegenschaft im Ausmaß von 
ca. 400 m2 ins Eigentum zu übertragen und an allen hiezu 
erforderlichen Antragstellungen mitzuwirken. insbesondere die 
Zustimmung zu einem Ansuchen um Genehmigung der Ab· 
teilung des Teilgrundstückes zu erteilen, die Zustimmung zur 
Beauftragung eines Zivilingenieurs für Vermessungswesen zur 
Erstellung eines neuen Teilungsplanes für die Zwecke des 
Liegenschaftsteilungsverfahrens zu erteilen, sowie eine ent· 
sprechende Aufsandungserklärung für die Einverleibung ihres 
Eigentumsrechtes abzugeben. ln eventu begehren die Kläger 
festzustellen, daß A. und nach ihm die klagenden Parteien die 
Teilfläche ersessen hätten, und die Beklagte schuldig zu erken· , \ ) 
nen, der bücherliehen Einverleibung ihres Eigentumsrechtes -:L.Y 
zuzustimmen, bzw. in zweckmäßiger Weise an der Durch­
führung eines Liegenschaftsteilungsverfahrens mitzuwirken 
und eine entsprechende Aufsandungserklärung abzugeben. ln 
eventu begehren die Kläger weiters festzustellen, daß A. und 
die Drittklägerin infolge gutgläubiger Bauführung Eigentum an 
der bezeichneten Teilfläche erworben hätten, die Kläger nun· 
mehr Eigentümer dieser Teilfläche seien, sowie die Beklagte zu 
verpflichten, der bücherliehen Einverleibung des Eigentums· 
rechtes zuzustimmen, bzw. an allen erforderlichen Antrag­
stellungen zur Durchführung eines Liegenschaftsteilungs· 
verfahrensmitzuwirken und eine entsprechende Aufsandungs­
erklärung abzugeben. 

Die Beklagte beantragte die Abweisung der Klage, bestritt die 
Passivlegitimation der Kläger und wandte ein. daß Verbots· 
berechtigte einer Eigentumsübertragung der von den Klägern 
beanspruchten Teile nicht zugestimmt hätten, tatsächliche und 
rechtliche Unmöglichkeit und Undurchführbarkeit des Eigen· 
tumserwerbs infolge Unmöglichkeit der Liegenschaftsteilung 
gegeben sei. Im Zuge des Verfahrens wurde von der Beklagten . 
nicht außer Streit gestellt- offenbar also bestritten-, daß das () 
in der Natur besichtigte Grundstück, auf dem sich das Objekt 
befindet, gleich oder identisch mit dem Teilungsplan ist, der der 
Beilage ./3 angeschlossen ist, nämlich dort mit der Grund· 
Stücksbezeichnung 183/16 bezeichnet und gelb gefärbelt ist. 

Daraufhin bestellte das Erstgericht - von Amts wegen - lng. 
Mag. N. N. zum Sachverständigen und beauftragte ihn, ,.nach 
Einsichtnahme in den Akt und nach Vermessung des gegen­
ständlichen Grundstückes unter Zuziehung der Parteien und 
ihrer Vertreter Befund und Gutachten darüber zu erstatten, ob 
das klagsgegenständliche, in der Natur ersichtliche. durch 
einen Zaun vom Grundstück M-gasse 3, abgetrennte 
Grundstück M-gasse 9, ident ist mit der im Teilungsplan vom 
1 1. Mai 1946 gelb angelegten Teilfläche e-f.g·h·e. mit dem 
darin enthaltenen Grundstück Nr. 183/16 im Ausmaß von 
404m2

". 

Mit Schriftsatz vom 25. 11. 1 998 beantragte die Beklagte die 
Abberufung des bestellten Sachverständigen mit dem 
Argument, der Sachverständige sei nicht der richtige Mann, um 
den gerichtlichen Auftrag zu erfüllen. Sie habe auch keine 
Zustimmung zu seiner Bestellung erteilt. lng. Mag. N. N. sei 
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zwar Sachverständiger für das Vermessungswesen, sein 
Tätigkeitsbereich sei jedoch eingeschränkt auf technische 
Vermessungen, aber von diesen ausgenommen: katastertech­
nische Arbeiten, die gemäß Liegenschaftsteilungsgesetz und 
Vermessungsgesetz den Ziviltechnikern vorbehalten seien. 
Daraus ergebe sich, daß lng. Mag. N. N. kein Ziviltechniker sei. 
Im Bestellungsbeschluß trage das Erstgericht dem Sach­
verständigen die Vermessung des gegenständlichen Grund­
stücks auf, nach der er Befund und Gutachten über bestimmte 
Fragen des Gerichtes zu erstatten habe. Für eine etwaige gut­
achterliehe Tätigkeit könne grundsätzlich nur ein Zivilingenieur 
für Vermessung in Frage kommen, der auch befugt sei, kata­
stertechnische Arbeiten gemäß dem Liegenschaftsteilungs­
gesetz und Vermessungsgesetz zu beurteilen und durchzu­
führen. Selbst wenn man zur Befähigung des bestellten 
Sachverständigen nur den gerichtlichen Auftrag heranziehe, 
reichten seine Befugnisse zu dessen Ausführung nicht aus. 

ln der Tagsatzung zur mündlichen Streitverhandlung vom 
10. 12. 1998 an Ort und Stelle führte der Sachverständige zum 
Vorbringen der Beklagten aus, daß es sich hier nicht um einen 
Teilungsplan, sondern um eine einfache Bestandsaufnahme 
handle, die von ihm durchgeführt werden könne. ln der 
Tagsatzung wurden dann Vermessungen durchgeführt. Für die 
Teilnahme an der Verhandlung stellte der Sachverständige mit 
Gebührennote vom 15. 12. 1998 Gebühren von S 7.703,52 in 
Rechnung. Am 2. Februar 1999 langte das Gutachten des 
Sachverständigen bei Gericht ein, in dem der Sachverständige 
zum Ergebnis kommt, daß der im Plan des lng.-Konsulenten F. 
aus 1946 gelb eingezeichnete (klagegegenständliche) Grund­
stücksteil (dort als Grundstück 183/16) mit der dortigen 
Umschreibung e-f-g-h-(e) unter Würdigung aller Unterlagen 
und unter Berücksichtigung der ortsüblichen und gestatteten 
Taleranzen identisch mit dem in der Natur als M-gasse 9 
bezeichneten Grundstücksteil mit der Umschreibung "a-b-107-
87-(a)" sei. Für die Gutachtenserstattung beanspruchte der 
Sachverständige Gebühren von S 15.498,-. 

• Mit Schriftsatz vom 26. 2. 1999 wiederholte die Beklagte, daß 
der Sachverständige zur Erfüllung des gerichtlichen Auftrages 
nicht befugt sei und schon deshalb keinen Anspruch auf 
Gebühren hätte. Sie habe der Bestellung des lng. Mag. N. N. 
zum Sachverständigen nie zugestimmt. Die Bestellung des 
Sachverständigen sei auch völlig unnötig gewesen, weil die 
Umschreibung des Klagegegenstandes im Urteilsbegehren mit 
dem Verlauf der Zäune, wie sie in der Wirklichkeit vorhanden 
seien, nichts zu tun habe. Darüber hinaus sei auch die Höhe 
des verzeichneten Stundensatzes von S 745,- unrichtig, weil 
die Gebührenordnung für Ziviltechniker hier mangels Befugnis 
nicht anzuwenden sei. Für die Höhe der Kosten der Hilfskräfte 
seien im übrigen nicht die für den einzelnen Sachverständigen 
geltenden Gebührenordnungen heranzuziehen, sondern es 
komme nach dem Gesetz darauf an, welche Kosten des 
Sachverständigen durch die Beiziehung der Hilfskräfte tatsäch­
lich entstanden seien. Die angewendeten Faktoren und die 
tatsächlich verzeichneten Gebühren seien weder für die 
Hilfskraft noch für den Sachverständigen selbst gerechtfertigt. 
Sollte der Sachverständige dem Grunde nach irgendwelche 
Gebühren erhalten dürfen, wäre höchstens der im § 34 Abs. 3 
GebAG angeführte Stundensatz von S 196,- gerechtfertigt. 
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Mit dem angefochtenen Beschluß bestimmte das Erstgericht 
die Gebühren antragsgemäß (gerundet) mit S 23.202,-, wies 
den Rechnungsführer an, diese Gebühren aus Amtsgeldern zu 
zahlen und sprach gemäß § 2 Abs. 2 GEG dem Grunde nach 
aus, daß für diese Gebühren beide Parteien je zur Hälfte haf­
teten, unbeschadet eines allfälligen Ersatzanspruches. 

Gegen diesen Beschluß richtet sich der Rekurs der Beklagten. 
Sie beantragt, den Gebührenanspruch des Sachverständigen 
schon dem Grunde nach abzuweisen, allenfalls der Höhe nach 
Gebühren unter Anwendung eines Stundensatzes von höch­
stens S 196,- zuzusprechen und eine Vergütung der Kosten 
der Beiziehung von Hilfskräften gänzlich zu unterlassen, 
"jedenfalls" aber auszusprechen, daß die Beklagte für die aus 
Amtsgeldern ausbezahlten Sachverständigengebühren in 
Höhe von S 23.202,- nicht hafte. 

Der Rekurs ist nicht berechtigt. 

Notwendig wird die Bestellung eines Sachverständigen dann, 
wenn der Richter die zur Beurteilung eines Gegenstandes 
erforderlichen fachmännischen Kenntnisse nicht selbst besitzt. 
Deshalb kann der Sachverständigenbeweis uneingeschränkt 
von Amts wegen aufgenommen werden. Die Bestellung erfolgt, 
auch wenn ein Beweisantrag einer Partei vorliegen sollte, von 
Amts wegen. Das Gericht soll nach § 351 Abs. 1 ZPO die Par­
teien über die Person des Sachverständigen einvernehmen, 
die Unterlassung dieser Anhörung ist aber kein erheblicher 
VerfahrensmangeL Bei der Auswahl des Sachverständigen ist 
das Gericht an keinen Vorschlag der Parteien gebunden. Zum 
Sachverständigen kann jede Person bestellt werden, die eine 
besondere Fachkunde in Wissenschaft oder Kunst, Handel 
oder Gewerbe, Verkehr oder Technik besitzt, wie immer sie 
diese Kenntnisse erworben haben mag.§ 351 Abs. 1 ZPO ver­
weist das Gericht aber in erster Linie auf die öffentlich bestell­
ten Sachverständigen (Rechberger in Rechberger ZPO Rz 1, 
2, 4). 

lng. Mag. N. N. scheint im Verzeichnis der allgemein beeideten 
gerichtlichen Dolmetscher und Sachverständigen Teil 2 (Stand 
30. 9. 1997) des Präsidenten des Oberlandesgerichtes Wien 
unter der Zahl48, 02 Fachgruppe unbelebte Umwelt, Rohstoffe 
und Energien, Fachgebiet Vermessungswesen, Photogram­
metrie auf. Sein sachlicher Wirkungsbereich ist auf technische 
Vermessungen eingeschränkt; von diesen ausgenommen: 
katastertechnische Arbeiten, die gemäß Liegenschaftsteilungs­
gesetz und Vermessungswesen den Ziviltechnikern vorbehal­
ten sind. 

Auch das Rekursgericht hegt mit dem Erstrichter keine 
Bedenken dagegen, daß der bestellte Sachverständige auf­
grund der Eintragung in das oben genannte Verzeichnis die 
Fachkunde besitzt, die er zur Erfüllung des Gerichtsauftrages 
benötigt. Ob ein Sachverständiger nach den Eintragungen im 
oben genannten Verzeichnis allein zu einer gewissen Arbeit 
"befugt" ist, ist hier nicht wesentlich. Desgleichen ist auch nicht 
ausschlaggebend, ob eine Partei ihre Zustimmung zur 
Beschäftigung eines vom Gericht ausgewählten Sachverstän­
digen gegeben hat oder nicht. 

Der Anspruch auf Gebühr eines Sachverständigen richtet sich 
nach § 25 Abs. 1 GebAG nach dem diesem erteilten gerichtli-
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chen Auftrag. Die Anspruchsvoraussetzungen für die Sachver­
ständigengebühren sind daher gegeben, wenn der Sachver­
ständige ein Gutachten im Sinne des gerichtlichen Auftrages 
erstattete. Die Schlüssigkeit, Beweiskraft, Nachvollziehbarkeit, 
Tauglichkeit und inhaltliche Richtigkeit des Gutachtens sind 
nicht Voraussetzung für einen Gebührenanspruch. Im allge­
meinen ist daher im Gebührenbestimmungsverfahren nicht zu 
beurteilen, ob das Gutachten für die im Verfahren relevanten 
Fragen eine ausreichende Grundlage bietet. Nur dann, wenn 
das Gutachten völlig unbrauchbar in dem Sinne ist, daß eine 
Erfüllung des gerichtlichen Auftrages gar nicht zu erkennen ist, 
dürfen Gebühren nicht zugesprochen werden (SV 1990/4, 23; 
1982/2, 25; 16 R 205/95, 16 R 147/98z je des OLG Wien 
u.v.a.). Von einer Unbrauchbarkeit der Leistungen des 
Sachverständigen in dem Sinn, daß eine Erfüllung des 
Auftrages des Erstgerichtes nicht zu erkennen ist, kann hier 
keine Rede sein. Selbst wenn die von ihm erzielten Ergebnisse 
unrichtig wären, wäre dies im Gebührenbestimmungsverfahren 
gar nicht zu beurteilen. 

Auch die Höhe der verzeichneten und zugesprochenen 
Gebühren ist nicht zu beanstanden: 

Der Sachverständige verzeichnete die Gebühren (offenbar) 
nach den Honorarrichtlinien für Leistungen der technischen 
Büros, Ingenieurbüros (HRI) der Wirtschaftskammer Öster­
reich, Fachverband technische Büros-lngenieurbüros, nach 
der Klasse IV: Leistungen bzw. Tätigkeiten schwieriger Art, 
wozu besondere Kenntnisse erforderlich sind, in der für 1998 
geltenden Höhe. Das entspricht einer Zeitgrundgebühr von 
S 745,- pro angefangener Stunde. Das Zeithonorar errechnet 
er für sich selbst aus der Multiplikation dieser Zeitgrundgebühr 
mit dem Leistungsfaktor 1 ,8, obwohl nach den zitierten 
Honorarrichtlinien Leistungen, die aufgrund der Erfordernisse 
den persönlichen Einsatz des leitenden Ingenieurs erfordern, 
aber auch z. B. Vertretung vor Behörden und Gutachter- bzw. 
Sachverständigentätigkeit in die Leistungsklasse VIII fielen und 
einen Leistungsfaktor von 2,0 rechtfertigten. Durch die 
Verrechnung der Zeitgrundgebühr (lediglich) in der Klasse IV 
und der Multiplikation dieser Zeitgrundgebühr mit dem 
Leistungsfaktor von (lediglich) 1,8 hat der Sachverständige 
ohnedies dem Gebot des § 34 Abs. 2 GebAG entsprochen und 
den Gebührenanspruch seinen außergerichtlich erzielbaren 
Einkünften lediglich angenähert. 

Daß bei Vermessungen fachlich geschulte Hilfskräfte erforder­
lich sind, ist gerichtsnotorisch. Für Erhebungen am Vermes­
sungsamt und für die im Protokoll beurkundete Mitarbeit an der 
Befundaufnahme erscheinen die vorn Sachverständigen ver­
rechneten Kosten der Klasse IV multipliziert lediglich mit dem 
Leistungsfaktor 0,6 durchaus angemessen, wobei angesichts 
des vom Sachverständigen angesprochenen Zeithonorars von 
S 447,- je Stunde eine Orientierung an der Honorarordnung 
hinreichend erscheint (Krammer-Schmidt GebAG' § 30 E 23, 
24) und eine detaillierte Erhebung der Sachverständigen für 
die Hilfskräfte tatsächlich aufgewendeten Kosten (a. a. 0., 
E 2Q-22, 26) unterbleiben kann. 

Die Bestellung des Sachverständigen von Amts wegen wurde 
durch ein konkretes Vorbringen der Beklagten veranlaßt ln der 
Annahme, daß das Gutachten im Interesse beider Parteien-
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gruppen eingeholt wurde, ist jedenfalls keine Fehlbeurteilung 
zu sehen. 

Anmerkung: Die vorstehend abgedruckte Entscheidung 
bestätigt die herrschende Rechtsprechung. Mit der 
Eintragung in die Sachverständigenliste (und nunmehr mit der 
gerichtlichen Zertifizierung) wird zwar grundsätzlich keine 
bestimmte Befugnis verliehen, die Eintragung für ein 
bestimmtes Fachgebiet hat aber lndizwirkung. Das Gericht, 
aber auch ein privater Auftraggeber können davon ausgehen, 
daß der Eingetragene auf dem Fachgebiet, für das er allge­
mein beeidet und gerichtlich zertifiziert ist, die von einem 
Fachmann zu erwartende Fachkunde (§ 1299 ABGB) auf­
weist und daher für gerichtliche Gutachten auf diesem Gebiet 
vornehmlich in Frage kommt. 

Die konkrete Entscheidung, welcher Fachmann als gerichtli­
cher Sachverständiger herangezogen werden soll, hat im 
Einzelfall allein das Gericht (§ 351 Abs. 1 ZPO) - unter 
Berücksichtigung der für den anstehenden Fall geforderten 
Fachkompetenz- zu treffen. 

Die gerichtlichen Sachverständigenverzeichnisse, die im 
Sinne des § 351 Abs. 1 letzter Satz ZPO die "öffentlich 
bestellten Sachverständigen" auflisten, geben dazu wert­
volle Hilfestellung. Entscheidend ist aber stets die konkrete 
Bachkunde im Einzelfall. Um Auseinandersetzungen über die 
Bachkunde und damit verbundene verfahrensrechtliche 
Irritationen hintanzuhalten, sollten Fachgebietsüberschrei­
tungen tunliehst vermieden werden. Vgl. zu diesen Fragen 
auch SV 199112, 23. 

Bemerkenswert an dieser Entscheidung ist letztlich auch, daß 
ihre Aussagen zur Auswahl des Sachverständigen ent­
scheidend ·durch den Grundsatz der freien richterlichen 
Beweiswürdigung (§ 272 ZPO) geprägt sind, der für die 
primäre Aufgabe des Richters, den Sachverhalt der 
Wirklichkeit, der Wahrheit entsprechend zu ermitteln, also für 
die Erkenntnisarbeit des Richters, von fundamentaler 
Bedeutung ist. Soweit nicht ausdrückliche gesetzliche Gebote 
zu beachten sind, die ihre sachliche Rechtfertigung in ver­
schiedenen Schutz- und Kontrollüberlegungen haben können, 
sollte der Tendenz einer Monopolisierung von Fachwissen 
bei einzelnen Berufsgruppen- jedenfalls für das gerichtliche 
Sachverständigenwesen - entgegengetreten werden. Für 
Gerichte muß der freie Zugang zum Fachwissen - ohne 
Rücksicht auf die Interessen einzelner Berufe -gesichert blei­
ben. 

Harald Krammer 
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Kenntnis der Vorschriften des 
GebAG - keine Belehrungs­
pflicht des Gerichts; Voraus­
setzungen des Gebührensplit­
tings (§ 34 Abs. 1 GebAG); 
Mühewaltungsgebühr für 
schriftliche Übersetzungen 
1. Eine Gebührenbestimmung nach § 34 Abs. 1 GebAG 

(Gebührensplitting) kann nur dann erfolgen, wenn der 
Sachverständige (Dolmetscher) auf Auszahlung aus 
Amtsgeldern verzichtet hat. Daran ändert sich nichts, 
auch wenn der erlegte Kostenvorschuß die angespro­
chenen Gebühren deckt. 

2. Im Zuge des Eintragungsverfahrens hat der 
Sachverständige (Dolmetscher) auch die Kenntnis der 
den Gebührenanspruch regelnden Vorschriften 
(GebAG) nachzuweisen. Es ist daher nicht Aufgabe des 
Gerichts, den Sachverständigen (Dolmetscher) auf die 
Möglichkeit des Verzichts auf Auszahlung aus den 
Amtsgeldern hinzuweisen und über die Rechtsfolgen zu 
belehren. 

3. Die Nachteile der "Versäumung" des Verzichts hat der 
Sachverständige (Dolmetscher) selbst zu tragen. Die 
Gebührenbestimmung hat somit nach § 34 Abs. 2 
GebAG (hier: nach den Tarifansätzen des GebAG) zu 
erfolgen. 

4. Nach § 54 Abs. 3 GebAG gilt für die Mühewaltungs­
gebühr bei schriftlicher Übersetzung eine Seite dann als 
voll, wenn sie mindestens 25 Zeilen mit durchschnittlich 
40 Schriftzeichen enthält. Bei geringerem Umfang ist 
die Mühewaitungsgebühr dafür entsprechend niedriger, 
bei erheblich größerer Anzahl von Zeilen und 
Schriftzeichen entsprechend höher zu bestimmen. 

OLG Wien vom 4. Oktober 1999, 16 R 1 01/99 m 

Zum Zwecke der Zustellung der Klage an den Beklagten an die 
griechische Adresse wurde Dr. N. N. zum Dolmetscher bestellt 
und mit der Übersetzung der Klage, des Auftrages zur 
Klagebeantwortung und des Auftrages zur Namhaftmachung 
eines Zustellbevollmächtigten beauftragt. Der Dolmetscher 
erstattete die Übersetzung (1 0 Seiten) und sprach an 
Gebühren- aufgeschlüsselt- S 10.779,60 an. 

in ihrer Stellungnahme vom 17. 11. 1998 machte die Klägerin 
geltend, daß die vom Dolmetscher begehrte Zeitversäumnis 
von S 500,- überhöht sei, daß der für die Übersetzung begehr­
te Betrag für Mühewaltung nicht nach den Vorschriften des 
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GebAG errechnet sei sowie daß für die Beurkundung nur ein 
geringerer Betrag gebühre. Weiters hätte der Dolmetscher eine 
für den eigenen Akt angefertigte Reinschrift und Kopie ver­
rechnet. Die Klägerin beantragte, die Gebühr des Dolmet­
schers entsprechend den gesetzlichen Gebührenansätzen zu 
bestimmen. 

Der Dolmetscher stützte seinerseits den Gebührenanspruch 
auf die Regelung des § 34 Abs. 1 GebAG, welche das 
Gebührensplitting normiere und verwies in diesem Zusam­
menhang auf die beigelegte Tarifinformation des österreichi· 
sehen Verbandes der Gerichtsdolmetscher. Bezüglich der 
Kosten für Reinschrift und Kopie habe er vollinhaltlich dem 
Gerichtsauftrag entsprochen. 

Mit dem angefochtenen Beschluß bestimmte das Erstgericht 
die Gebühren des Dolmetschers mit S 3.876,-, wobei es für 
Entschädigung für Zeitversäumnis S 267,-, für die gesetz· 
mäßige Beurkundung der genauen Übereinstimmung einer 
schriftlichen Übersetzung mit der Urschrift je S 37,-, insgesamt 
sohin S 148,-, und für die Übersetzung in die griechische 
Sprache S 2.260,- (10 Seiten ä S 179,- + S 47,- Zulage je 
Seite) ansetzte. 

Gegen diesen Beschluß richtet sich der Rekurs des Dol· 
metschers mit dem Antrag, die Gebühren laut Gebührennote 
vom 18. 10. 1998 mit S 1 0.779,60, allenfalls mit S 5.818,80 
(auf Basis von 16,5 "Gerichtsseiten") zu bestimmen. 

Der Rekurs ist teilweise berechtigt. 

Das Erstgericht führt zutreffend aus, daß Gebührensplitting 
nur dann erfolgen kann, wenn der Sachverständige (der 
Dolmetscher) (§ 53 Abs. 1 iVm § 34 Abs. 2 GebAG) auf die 
Auszahlung des gesamten Betrages aus Amtsgeldern verzich­
tet hat. Hat er nicht verzichtet, ist die Gebühr nach den Sätzen 
des GebAG zu bestimmen. Dabei ist unerheblich, wie hoch 
ein Kostenvorschuß ist, den die Parteien allenfalls erlegt 
haben. Auch für den Fall, daß der Kostenvorschuß die 
vom Dolmetscher angesprochenen Gebühren deckt, wäre 
mangels Verzicht auf die Auszahlung aus Amtsgeldern die 
Gebühr nach den Sätzen des GebAG zu bestimmen. Es ist 
daher irrelevant, ob der Rekurswerber davon ausgegangen ist, 
daß das Gericht einen genügend hohen Kostenvorschuß ver­
langt habe. 

Gemäß § 4 Abs. 2 SDG ist der Sachverständige (im Rahmen 
der Eignungsprüfung) zu vernehmen, besonders auch über die 
wesentlichen Bestimmungen der Verfahrensvorschriften und 
der die Sachverständigen im allgemeinen betreffenden 
Vorschriften. Nach § 1 SDG bezieht sich diese Vorschrift auch 
auf Dolmetscher. Die Kenntnis der den Anspruch auf Gebühren 
regelnden Bestimmungen kann deshalb beim Dolmetscher 
jedenfalls angenommen werden, sodaß es nicht Aufgabe des 
Gerichtes ist, den Dolmetscher auf die Möglichkeit des 
Verzichtes auf die Auszahlung aus Amtsgeldern hinzuweisen 
und über die Rechtsfolgen zu belehren. Die Nachteile der 
"Versäumung" des Verzichtes hat der Rekurswerber selbst zu 
tragen. Die Bestimmung der Gebühr erfolgt somit entgegen der 
Ansicht des Rekurswerbers nach den Tarifansätzen des 
GebAG. 
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Gemäß§ 54 Abs. 3 GebAG gilt für die Berechnung der Gebühr 
für Mühewaltung - und nur für diese - bei schriftlicher Über­
setzung eine Seite dann als voll, wenn sie mindestens 25 
Zeilen mit durchschnittlich 40 Schriftzeichen enthält. Nach der 
Rechtsprechung sind bei geringerem Umfang die Gebühren 
dafür entsprechend niedriger, bei erheblich größerer Anzahl 
von Zeilen und Schriftzeichen entsprechend höher zu bestim­
men (Krammer-Schmidt, SDG-GebAG', Seite 319 E 20). 

Ausgehend von 16.348 Anschlägen auf 10 beschriebenen 
Seiten enthält eine Seite der Übersetzung rund 1.600 
Anschläge, während eine Seite im Sinne des § 54 Abs. 3 
GebAG umgerechnet schon bei 1.000 Anschlägen als voll gilt. 
Dieser Ansatz wird somit um mehr als die Hälfte überschritten, 
weshalb die Bestimmung einer höheren Gebühr sachgerecht 
ist. 

Die Gebühr für Mühewaltung ist demgemäß auf Basis von 16 
Seiten zu berechnen (16 Seiten a S 179,- + S 47,- Zulage je 
Seite) und gerundet mit S 3.600,- anzusetzen. 

Unter Berücksichtigung der nunmehr höheren Gebühr für 
Mühewaltung ergibt sich auf der Grundlage der Gebührennote 
und der sonst richtigen Gebührenbestimmung des Erstgerichts 
eine Gesamtgebühr von S 5.484,-. 

Mühewaltungsgebühr 
von Psychologen 
(§ 34 Abs. 2 GebAG) 
1. Die Mühewaltungsgebühr von Psychologen in Sozial­

rechtssachen ist nach dem Sozial- und Kranken­
kassentarlf, der zwischen dem Berufsverband der Öster­
reichischen Psychologen und dem Hauptverband der 
Sozialversicherungsträger abgeschlossen wurde, nach 
§ 34 Abs. 2 GebAG zu bestimmen. Der dort vorgesehe­
ne Stundensatz beträgt S 800,-. 

2. Dieser Stundensatz ist ohne weiteren Abschlag anzu­
wenden, weil dieser Tarif ebenso wie die Honorarord· 
nungen der Krankenkassen bereits auf die öffentlichen 
Interessen im Sinne des § 34 Abs. 2 GebAG Rücksicht 
nimmt. 

3. Für die Erstellung der Computertests ist ein zusätzli­
cher Zeitaufwand von 3 Stunden zu honorieren. 

OLG Wien vom 31. August 1999, 7 Rs 226/99 b 

Mit dem angefochtenen Beschluß bestimmte das Erstgericht 
die Gebühren des Sachverständigen Univ.-Ass. Prof. Dr. N. N. 
mit S 9.905,-. 
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Dagegen richtet sich der Rekurs der Beklagten erkennbar aus 
dem Rekursgrund der unrichtigen rechtlichen Beurteilung mit 
dem Antrag, den angefochtenen Beschluß dahin abzuändern, 
daß die Gebühren des Sachverständigen mit S 5.945,­
bestimmt werden. 

Der Rekurs ist nicht berechtigt. 

Die Rekurswerberin macht geltend, daß nach der ständigen 
Rechtsprechung gemäß§ 34 Abs. 2 GebAG ein Abschlag von 
25% von den außergerichtlich erzielbaren Einkünften gerecht­
fertigt sei . Ein solcher Abschlag sei auch von einem im Sozial­
und Krankenkassentarif, der zwischen dem Berufsverband der 
Österreichischen Psychologen und dem Hauptverband der 
Sozialversicherungsträger abgeschlossen worden sei, vorge­
sehenen Stundensatz von S 800,- vorzunehmen. 

Die durchgeführten Computertests seien bereits durch die 
Gebühren für die Aufnahme des Befundes und die Erstellung 
des Gutachtens abgefunden. 

Gemäß § 34 Abs. 1 steht dem Sachverständigen für die Auf­
nahme des Befundes und die Erstattung des Gutachtens die 
Gebühr für Mühewaltung zu. Soweit nichts anderes bestimmt 
ist, ist die Gebühr nach richterlichem Ermessen nach der auf­
gewendeten Zeit und Mühe und nach den Einkünften, die der 
Sachverständige für eine gleiche oder ähnliche Tätigkeit im 
außergerichtlichen Erwerbsleben üblicherweise bezöge, zu 
bestimmen. 

Gemäß § 34 Abs. 2 GebAG ist die Gebühr für Mühewaltung 
unter anderem in Sozialrechtssachen nach den Tarifen des 
GebAG zu bestimmen. Soweit es sich um Leistungen eines 
Sachverständigen handelt, für die keine Tarife vorgesehen 
sind, ist bei der Bemessung der Gebühr nach § 34 Abs. 1 
GebAG mit der Maßgabe vorzugehen, daß dabei einerseits 
auch auf die öffentliche Aufgabe der Rechtspflege zum Wohl 
der Allgemeinheit Bedacht zu nehmen und andererseits eine 
weitgehende Annäherung an die außergerichtlichen Einkünfte 
anzustreben ist. 

Für die Leistungen von Psychologen sieht das GebAG keinen 
Tarif vor. 

Entgegen der Auffassung der Beklagten ist jedoch ein weiterer 
Abschlag von dem im Sozial- und Krankenkassentarif, der zwi­
schen dem Berufsverband der Österreichischen Psychologen 
und dem Hauptverband der Sozialversicherungsträger abge­
schlossen wurde, vorgesehenen Stundensatz von S 800,­
nicht gerechtfertigt. Es liegt nämlich auf der Hand, daß dieser 
Tarif ebenso wie die Honorarordnungen der Krankenkassen 
bereits auf die gleichen öffentlichen Interessen wie nach § 34 
Abs. 2 GebAG Rücksicht nimmt. Es ist der darin enthaltene 
Satz daher ohne weiteren Abschlag anzuwenden (vgl. 
Krammer-Schmidt, GebAG' Rz 10 zu § 34). Auch hat der 
Sachverständige nicht nur ausreichend dargetan, sondern es 
kann sogar als notorisch angesehen werden, daß Psychologen 
im außergerichtlichen Erwerbsleben S 800,- beträchtlich über­
steigende Stundensätze beziehen. 

Auch dem Standpunkt der Beklagten, daß die durchgeführten 
Computertests bereits durch die unter Punkt 1 der 
Gebührennote verzeichnete Gebühr für die Aufnahme des 
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Befundes und die Erstattung des Gutachtens abgegolten 
seien, kann nicht beigetreten werden. Da nach den für wahr zu 
haltenden Angaben des Sachverständigen (vgl. Krammer­
Schmidt, GebAG' Rz 27 zu § 34) mit der Erstellung der ange­
fallenen Computertests ein zusätzlicher Zeitaufwand von 3 
Stunden verbunden war, ist der erfolgte gesonderte Zuspruch 
einer Gebühr gemäß§ 34 Abs. 2 GebAG nicht zu beanstanden 
(a. a. 0. Rz 32). 

Dem in allen Punkten ungerechtfertigten Rekurs war daher ein 
Erfolg zu versagen. 

Der Entscheidung waren gemäß § 11 Abs. 2 Z 2 lit. a ASGG 
keine fachkundigen Laienrichter beizuziehen. 

Der Revisionskurs ist gemäß § 528 Abs. 2 Z 5 ZPO jedenfalls 
unzulässig. 

Warnpflicht -
Erheblichkeitsgrenze 
(§ 25 Abs. 1 GebAG) 
Übersteigt die Sachverständigengebühr den erlegten -
falls ein höherer Kostenvorschuß aufgetragen wurde, den 
aufgetragenen - Kostenvorschuß um mehr als die Hälfte 
(50%), so hat der Sachverständige für seine Leistungen 
insoweit keinen Gebührenanspruch, wenn er seiner 
Warnpflicht nach § 25 Abs. 1 GebAG nicht nachgekommen 
ist. 

LGZ Wien vom 6. Juli 1999, 40 R 128/99 s 

Mit dem angefochtenen Beschluß bestimmte das Erstgericht 
die Gebühren des Sachverständigen für die Erstattung eines 
Gutachtens mit S 35.753,-, sowie für die Teilnahme an der 
Verhandlung zur Erörterung des Gutachtens mit S 6.01 0,-, ins­
gesamt somit mit S 41. 763,-. 

Gegen diesen Beschluß richtet sich der Rekurs des Zweitbe­
klagten, insofern dem Sachverständigen mehr als S 26.010,­
an Gebühren zugesprochen wurden. Geltend gemacht wird nur 
die Verletzung der Warnpflicht des Sachverständigen, im übri­
gen wird die verzeichnete Gebühr der Höhe nach nicht 
bekämpft. 

Der Sachverständige sowie die übrigen Verfahrensparteien 
erstatteten keine Rekursbeantwortung. 

Der Rekurs ist teilweise berechtigt. 

Der Rekurswerber verweist, wie bereits in seiner Äußerung zu 
der Gebührennote darauf, daß der Sachverständige der in§ 25 
Abs. 1 letzter Satz GebAG statuierten Warnpflicht nicht nach-
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gekommen sei, da er Gebühren für sein Gutachten in der Höhe 
von S 35.753,- ansprach, zu diesem Zeitpunkt jedoch ein 
Kostenvorschuß von lediglich S 20.000,- erlegt und aufgetra­
gen war. 

Gemäß § 25 Abs. 1 GebAG hat der Sachverständige das 
Gericht darauf hinzuweisen, wenn die tatsächlich entstehende 
Gebühr des Sachverständigen den Wert des Streitgegenstan­
des oder erheblich die Höhe eines erlegten Kostenvor­
schusses übersteigen wird. Unterläßt der Sachverständige 
dies, so hat er für seine Leistungen insoweit keinen Gebüh­
renanspruch. 

Wo die in § 25 Abs. 1 GebAG genannte Erheblichkeilsgrenze 
liegt, wurde in Lehre und Judikatur unterschiedlich beurteilt. 
Vom OLG Wien wurde die Auffassung vertreten, daß die 
Erheblichkeilsgrenze bei 100% Überschreitung liegt (OLG 
Wien 26. 6. 1997, 16 R 69/97b; 7. 9. 1998, 12 R 84/98 f (für 
Schätzung von Realitäten), ebenso OLG lnnsbruck 10. 11. 
1997, 2 R 190/97a = SV 1998/1, 28). Vom OLG Graz wurde 
vertreten, daß eine Überschreitung des erlegten Kostenvor­
schusses lediglich um 42% noch tolerierbar ist (OLG Graz, 
3. 10. 1996, 2 R 172/96y =SV 1998/1, 30). Krammer (SV 
1995/3, 11 f) nahm ursprünglich die Erheb1"1chkeitsgrenze mit 
20% Übersteigen des Kostenvorschusses an, revidierte dann, 
nach den Umständen des Einzelfalles sei diese Grenze mit 40 
bis 50% anzunehmen (SV 1998/1, 32). 

Das Rekursgericht vertritt mit Krammer die Ansicht, daß die 
Erheblichkeilsgrenze des § 25 Abs. 1 GebAG nicht erst bei 
einem Überschreiten des Kostenvorschusses um 100% 
erreicht ist. Unter Berücksichtigung der OGH-Rechtsprechung, 
wonach eine Überschreitung eines unverbindlichen Kostenvor­
anschlages um 30% als beträchtlich im Sinne des § 1170a 
Abs. 2 ABGB zu werten ist (OGH 18. 2. 1993, 8 Ob 521/93 = 
JBI 1994, 179) und unter Beachtung des mit der Normierung 
der Warnpflicht beabsichtigten Regelungszweckes, wonach 
die Parteien -ihre weitere Verfahrensdispositionen in Kenntnis 
der zu erwartenden Belastung durch die Sachverständigen­
gebühren treffen können sollen (Krammer, Zur Gebührenan­
spruchsgesetz-Novelle 1994, SV 1995/3, 11) ist davon auszu­
gehen, daß es nicht tolerierbar ist, wenn die Sachver­
ständigengebühr den erlegten - falls ein höherer Kostenvor­
schuß aufgetragen wurde, den aufgetragenen - Kostenvor­
schuß um mehr als die Hälfte übersteigt. Diese Maßzahl von 
50% Abweichung gegenüber der zu erwartenden Leistung, um 
von einer erheblichen Abweichung zu sprechen, findet sich 
auch sonst in materiellen Bestimmungen wieder (z. B. § 934 
ABGB, § 26 Abs. 1 MAG). Das Überschreiten des Kosten­
vorschusses von S 20.000,- kann daher bis zu einem Betrag 
von S 30.000,- für die Gutachtenserstattung gerade noch tole­
riert werden. Darüber hinaus hat der Sachverständige gemäß 
§ 25 Abs. 1 letzter Satz GebAG keinen Gebührenanspruch für 
die Gutachtenserstattung infolge Verletzung der Warnpflicht 

Für die nachfolgende Teilnahme an der Verhandlung hat sich 
hingegen diese Frage nicht gestellt. Einerseits schon wegen 
des Anfechtungsumfanges, da nur die Gebühren für die 
Erstellung des Gutachtens bekämpft sind, andererseits weil im 
Zeitpunkt der Teilnahme an der Verhandlung ausreichende 
Kostenvorschüsse vorlagen. 
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Warnpflicht - Erheblichkeits­
grenze (§ 25 Abs. 1 GebAG); 
Gebühr nach § 35 Abs. 2 
GebAG 
1. Zweck der Warnpflicht des Sachverständigen ist es, zu 

gewährleisten, daß die Parteien die durch den 
Sachverständigenbeweis verursachten Kosten abschät­
zen können. 

2. Berücksichtigt man die besondere Schwierigkeit einer 
Kostenschätzung für den Sachverständigen, so ist eine 
Erheblichkeltsgrenze von etwa 30% angemessen, um 
den Interessen der Parteien an einer Kalkulierbarkeit 
der Prozeßkosten ausreichend Rechnung zu tragen. 

3. § 25 Abs. 1 GebAG stellt nicht auf ein Verschulden des 
Sachverständigen ab, aber auch nicht darauf, ob die 
Parteien erkennen konnten, daß mit den erlegten 
Beträgen nicht das Auslangen gefunden werden kann. 

4. Der Warnpflicht hat der Sachverständige grundsätzlich 
gegenüber dem Gericht zu entsprechen. Gerade bei 
einem Verfahren mit einem vergleichsweise geringen 
Streitwert muß es dem Gericht und den Parteien über­
lassen werden, mit welchem technischen Aufwand sie 
den Sachverständigenbeweis führen wollen. 

5. Die Bestimmung der Mühewaltungsgebühr nach § 35 
Abs. 2 GebAG für die mündliche Ergänzung des 
Gutachtens hat mit einem Prozentsatz von der 
Grundleistung zu erfolgen, der im allgemeinen bei 
einem Drittel bis etwa knapp 40% der Grundleistung 
liegt. 

6. Eine Gebührenkürzung auf Grund der Verletzung der 
Warnpflicht findet bei der Gebühr nach § 35 Abs. 2 
GebAG nicht statt, weil es hier allein auf das Verhältnis 
zur Gebühr für die Grundleistung ankommt. 

LG Salzburg vom 25. August 1999, 22 R 159/99 g 

Dem Verfahren wurde als technischer Sachverständiger Dl N. 
N. beigezogen. Vom Sachverständigen war nach einer 
Befundaufnahme an Ort und Stelle Befund und Gutachten zur 
Rutschsicherheit des Bodenbelages auch bei Nässe, unter 
Bedachtnahme auf das vorliegende Prüfzeugnis der verlegten 
Fliesen, sowie zu möglichen anderen unfallverhindernden 
Sicherheitsmaßnahmen (Gummimatte etc.) zu erstatten. Für 
das technische Gutachten war von den Parteien entsprechend 
dem gerichtlichen Auftrag ein Kostenvorschuß von insgesamt 
S 8.000,- erlegt worden. 

Der Sachverständige hat die Belundaufnahme in S. unter 
Beiziehung der Parteienvertreter durchgeführt und dabei mit 
einem elektronischen Reibzahlmeßgerät auch eine Reib· 
zahlmessung mit verschiedenen Gleitern am vorhandenen 
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Fliesenbelag vorgenommen. Am 27. 6. 1998 hat der Sach· 
verständige schriftlich Befund und Gutachten über insgesamt 
13 Seiten erstattet, dem auch die Meßprotokolle und Licht­
bilder der Unfallsörtlichkeit angeschlossen sind. An Gebühren 
hat der Sachverständige hiefür insgesamt S 15.415,­
(einschließlich 20% USt) verzeichnet. 

Die beklagte Partei führte in ihrer Äußerung zur Gebührennote 
aus, daß der Sachverständige das Gericht darauf hätte hinwei­
sen müssen, daß der erlegte Vorschuß für den erteilten Auftrag 
nicht ausreiche. Vom Sachverständigen wurde seinerseits in 
einer Stellungnahme dargelegt, daß die Erheblichkeilsgrenze 
für eine ausdrückliche Warnung nach der Rechtsprechung bei 
einer Verdoppelung der Gebühren liege. Auch habe den sach­
kundigen Parteienvertretern erkennbar sein müssen, daß mit 
dem erliegenden Kostenvorschuß, vor allem bei Verwendung 
eines besonderen Meßgerätes, nicht das Auslangen gefunden 
werden könne. 

Bei der mündlichen Verhandlung am 16. 3. 1999 wurde das 
technische Sachverständigengutachten erörtert. Vom Sachver­
ständigen wurde eingehend zu den Richtwerten für Boden­
fliesen Stellung genommen und zu den Sicherheitserfor­
dernissen im betrieblichen und im öffentlichen Bereich. Für die 
Teilnahme an der Verhandlung und die Gutachtenserörterung 
hat der Sachverständige insgesamt an Gebühren S 4.728,­
verzeichnet. Dabei hat der Sachverständige für die Ergän­
zung/Erläuterung in der Verhandlung nach § 35 Abs. 2 GebAG 
für 4 begonnene Stunden a S 1.000,- verzeichnet, insgesamt 
daher S 4.000,-. Die beklagte Partei hat sich auch gegen diese 
Gebührennote in ihrer Äußerung ausgesprochen, wobei auf die 
Dauer der mündlichen Streitverhandlung von lediglich 3/2 
Stunden verwiesen wurde. 

Im Hinblick auf die Notwendigkeit einer teilweisen Auszahlung 
der Sachverständigengebühren des technischen Sachverstän­
digen Dl N. N. aus Amtsgeldern hat das Erstgericht die 
Gebührennoten auch dem Revisor zur Äußerung zugestellt. in 
seiner Äußerung hat der Revisor darauf verwiesen, daß für die 
Teilnahme an einer Verhandlung/Lokalaugenschein neben der 
Mühewaltung für Befund und Gutachten keine gesonderte Ge­
bühr zustehe (verzeichnet 2 begonnene Stunden a S 398,-). 
Für das Aktenstudium gebühre lediglich ein Betrag von S 90,­
(verzeichnet S 150,-), für Kopien S 5,- je Seite (verzeichnet 
S 7,-) und für Lichtbilder S 15,- je Foto (verzeichnet S 50,-). 
Vom Revisor wurde weiters dargelegt, daß der Sachverstän­
dige seiner Warnpflicht nach § 25 GebAG nicht entsprochen 
habe. Diese Warnpflicht sei bereits dann gegeben, wenn die 
voraussichtlichen Kosten für das Gutachten den erlegten 
Kostenvorschuß um 30% übersteigen. Die Gebühren des 
Sachverständigen seien daher lediglich mit S 10.400,- (inkl. 
20% USt) zu bestimmen. 

Zur Gebührennote für die Ergänzung bzw. Erläuterung des 
Gutachtens in der Verhandlung führte der Revisor aus, daß 
diese Gebühren im Hinblick auf die Dauer der Verhandlung von 
2 Stunden nach § 35 Abs. 2 GebAG mit S 700,- je begonnene 
Stunden zu bestimmen seien. 

Mit Beschluß vom 8. 4. 1999 bestimmte das Erstgericht die 
Gebühren des Sachverständigen Dl N. N. für das schriftliche 
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Gutachten mit insgesamt S 14.016,20 (darin S 2.336,- an USt). 
Das Erstgericht folgte dabei zu den einzelnen Gebühren­
positionen der vom Revisor dargelegten Auffassung, wobei die 
verzeichneten Kosten für die Teilnahme (Durchführung) des 
Lokalaugenscheines gestrichen und die verzeichneten Gebüh­
ren für Aktenstudium sowie die Kosten für Kopien und Fotos 
gekürzt wurden. Zur Warnpflicht nach § 25 Abs. 1 GebAG ging 
das Erstgericht davon aus, daß von einer erheblichen Über­
schreitung bereits bei einer Überschreitung des Kostenvor­
schusses von 30% auszugehen sei, woraus sich eine Kürzung 
des Gebührenbetrages von insgesamt S 14.016,20 aufS 10.400,­
ergab. Die Gebühren für die mündliche Gutachtenserörterung 
bestimmte das Erstgericht mit insgesamt S 2.128,-, wobei für 
die Gutachtenserläuterung nach § 35 Abs. 2 GebAG für 2 be­
gonnene Stunden lediglich ein Betrag von insgesamt S 1.400,­
zuerkannt wurde. Die Kürzung begründete das Erstgericht 

) damit, daß die Verhandlung am 16. 3. 1999 lediglich 3/2 
Stunden gedauert habe, wobei die Gebühr für die Erläuterung 
des Gutachtens zwingend niedriger sein müsse, als für das zu 
erläuternde Gutachten, wobei mit einer Kürzung des Stun­
densatzes aufS 700,- vorzugehen gewesen sei. 

Gegen diesen Gebührenbeschluß richtet sich der fristgerechte 
Rekurs des Sachverständigen, mit dem eine Bestimmung der 
Sachverständigengebühren in der begehrten Höhe angestrebt 
wird. Vom Sachverständigen wird im Rekurs die Auffassung 
vertreten, die Erheblichkeilsgrenze für die Warnpflicht liege 
nach der Rechtsprechung bei einer Verdopplung des 
Vorschusses. Für die Durchführung der Befundaufnahme hatte 
weiters sehr wohl eine Zeitgebühr nach § 35 Abs. 1 GebAG in 
Anspruch genommen werden können. Für die Erstattung des 
gesamten schriftlichen Befundes und Gutachtens samt ein­
schlägigem Fachliteraturstudiums seien ohne die Zeit der 
Teilnahme bei der Befundaufnahme lediglich 8 Stunden ver­
rechnet worden. Zur mündlichen Gutachtenserörterung führte 
der Sachverständige aus, daß für die Teilnahme an der 
Verhandlung selbst keine Gebühren verrechnet worden seien, 
vielmehr nur 4 Stunden insgesamt für Mühewaltung einschließ­
lich Vorbereitungsleistungen. Eine Reduzierung des Stunden­
satzes sei im Gesetz nicht vorgesehen, vielmehr müsse die 
Gebühr nur insgesamt niedriger sein als die schriftliche 
Gutachtensgebühr. 

Die Parteien haben zum Rekurs des Sachverständigen keine 
Rekursbeantwortung eingebracht. Der Revisor beim Landes­
gericht Salzburg hat hingegen eine Rekursbeantwortung 
erstattet, in der er an den Ausführungen in seiner Äußerung 
festhält 

Der Rekurs ist teilweise berechtigt. 

Gebühren für das schriftliche Gutachten: 

Nach§ 25 Abs. 1 GebAG idF der GebAG-Novelle 1994 (BGBI 
1994/623) hat der Sachverständige, wenn zu erwarten ist oder 
sich bei der Sachverständigentätigkeit herausstellt, daß die 
tatsächlich entstehende Gebühr des Sachverständigen den 
Wert des Streitgegenstandes oder erheblich die Höhe des 
erlegten Kostenvorschusses übersteigen wird, das Gericht dar­
auf hinzuweisen. Unterläßt der Sachverständige dies, so hat er 
nach dem letzten Satz der Gesetzesstelle für seine Leistungen 
insoweit keinen Gebührenanspruch. 
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Nach einhelliger Rechtsprechung zu dieser seit 1. 1. 1995 in 
Geltung stehenden neu geschaffenen Bestimmung tritt der 
Verlust des Gebührenanspruches nicht ab jeder Überschrei­
tung des Kostenvorschusses ein, sondern erst ab einer Höhe, 
die die Grenze der Erheblichkeil überschreitet, wobei sich dies 
aus dem vom Gesetzgeber verwendeten Wort "insoweit" ergibt. 
Bis zu dieser Höhe kann dem Sachverständigen - entspre­
chende tatsächliche Leistungen vorausgesetzt- eine Gebühr 
zuerkannt werden. Zur Beurteilung der Erheblichkeilsgrenze 
wurde von den verschiedenen Senaten der Rekursgerichte 
vorerst die Rechtsprechung vor der Gesetzesnovelle zur 
Warnpflicht des Sachverständigen herangezogen. Damit 
wurde eine Verdoppelung der im Zeitpunkt der verrechneten 
Gutachtenstätigkeit erliegenden Kostenvorschüsse als noch 
tolerierbare und zu billigende Obergrenze der zuzusprechen­
den Gebühr angesehen (OLG lnnsbruck, SV 1998/1, 28 f; OLG 
Linz SV 1998/1, 32 f; OLG Wien SV 1999/2, 86 f). Auch Senate 
des Landesgerichtes Salzburg haben in mehreren Entschei­
dungen die Auffassung vertreten, als Erheblichkeilsgrenze sei 
eine Verdoppelung des Betrages der erliegenden Kostenvor­
schüsse heranzuziehen (53 R 32/97 f; zuletzt 21 R 36/99m). 

Von Krammer, "Zur Gebührenanspruchgesetznovelle 1994", 
SV 1995/3, 11 f, war vorerst die Auffassung vertreten worden, 
die Warnpflicht des Sachverständigen bestehe bereits bei einer 
Überschreitung des Kostenvorschußbetrages um mehr als 
20%, wobei der Genannte die Erheblichkeitsgrenze zwischen­
zeitig auf 40 bis 50% des erliegenden Kostenvorschußbetra­
ges revidiert hat (SV 1998/1, 32). 

ln der Rechtsprechung hat zuletzt vor allem das OLG Graz 
eine geringere Erheblichkeilsgrenze angenommen und ledig­
lich eine Überschreitung im Ausmaß eines Drittels der erlie­
genden Kostenvorschüsse als vertretbar erachtet (SV 1999/2, 
84 f). Auch das LG Ried geht von dieser Erheblichkeilsgrenze 
aus (6 R 270/981). Zuletzt hat auch das OLG Wien in der 
Entscheidung zu 16 R 61/98b betont, daß die Verdopplung als 
Obergrenze nur bei besonderen Gegebenheiten erreicht wer­
den dürfe, wobei im Normalfall eine "weit geringere" Mehrge­
bühr zuzusprechen sei (SV 1999/2, 86 f). 

Der erkennende Senat dieses Rekursgerichtes vermag sich 
der Auffassung, daß eine Überschreitung von 100% der erlie­
genden Kostenvorschüsse als Erheblichkeilsgrenze noch tole­
rabel sei, gleichfalls nicht anzuschließen. Wenn dies zur 
Rechtslage vor der GebAG-Novelle 1994 judiziert wurde, so ist 
zu beachten, daß damals eine klare gesetzliche Regelung 
gefehlt hat. Unter den damals im § 25 Abs. 1 GebAG genann­
ten "Zweifel über den Umfang des Auftrages" hat die damals 
überwiegende Rechtsprechung auch solche über den damit 
verbundenen Kostenaufwand subsumiert. Die Rechtsprechung 
hat dabei eine Warnpflicht des Sachverständigen dann ange­
nommen, wenn er im Zuge seiner Tätigkeit zu der Auffassung 
gelangen hätte müssen, daß der zu dieser Zeit bereits abzu­
sehende Aufwand an Arbeit und Kosten sowohl im Verhältnis 
zu den aktenkundigen Kostenvorschüssen als auch zum 
Streitwert unverhältnismäßig hoch sein werde (vgl. OLG Wien, 
SV 1993/4, 26 f mit Hinweisen auf die vorangehende Judikatur 
zum Verlust "unverhältnismäßiger" Gebühren). Auch wenn der 
Gesetzgeber diese Warnpflicht durch die GebAG-Novelle 1994 
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ausdrücklich im Gesetz verankern wollte, so darf nicht überse­
hen werden, daß der Begriff der "Unverhältnismäßigkeit" nicht 
ins Gesetz Eingang gefunden hat. Der Gesetzgeber stellt viel­
mehr darauf ab, daß die voraussichtlichen Sachverständigen­
gebühren die Höhe eines erlegten Kostenvorschusses "erheb­
lich" übersteigen werden. Zweck der vom Gesetzgeber aus­
drücklich geregelten Warnpflicht war die Gewährleistung der 
Abschätzbarkeil der durch den Sachverständigenbeweis verur­
sachten Kosten (vgl. die unter Feil, Gebührenanspruchsge­
setz" unter Rz 3 zu § 25 abgedruckten EB zur Regierungs­
vorlage). Unter Bedachtnahme auf diesen Zweck erscheint die 
Toleranzgrenze mit einer Verdoppelung des Betrages der erlie­
genden Kostenvorschüsse zu weit gezogen und auch mit dem 
Begriff einer "erheblichen Überschreitung" nicht vereinbar. Bei 
der Beurteilung der Erheblichkeilsgrenze darf vor allem auch 
die Judikatur des OGH zur Überschreitung von Kostenvor­
anschlägen beim Werkvertrag nach § 1170 a Abs. 2 ABGB 
nicht außer Acht gelassen werden, wobei eine Warnpflicht 
nach dieser Gesetzesstelle bei einer "beträchtlichen Über­
schreitung" besteht. Eine Überschreitung des Kostenvoran­
schlages um mehr als 15% wird dabei im allgemeinen bereits 
als beträchtlich angesehen (vgl. Krejci in Rummel, Kommentar 
1', Rz 14 zu§ 1170 a). Wird die besondere Schwierigkeit einer 
Kostenschätzung im vorhinein bei einem gerichtlichen 
Gutachtensauftrag berücksichtigt, so erscheint bei einer 
Auslegung des § 25 Abs. 1 GebAG eine Erheblichkeilsgrenze 
von etwa 30% angemessen, um den Interessen der Parteien 
an einer Kalkulierbarkeit der Prozeßkosten ausreichend 
Rechnung zu tragen. ln diesem Rahmen erscheint es auch 
dem Sachverständigen zumutbar, die mit der Erstattung von 
Befund und Gutachten verbundenen Kosten im vorhinein abzu~ 
schätzen. 
Von dieser Auffassung abzugehen besteht im vorliegenden 
Fall auch dann kein Anlaß, wenn man berücksichtigt, daß vom 
Sachverständigen auch die Befundaufnahme an Ort und Stelle 
in S. durchgeführt wurde. Zur Prüfung der Rutschfestigkeit der 
verlegten Fliesen war die Verwendung eines geeigneten 
Meßgerätes erforderlich, um unabhängig vom Prüfzeugnis 
objektivierbare Werte zu erhalten. Es wäre daher Sache des 
Sachverständigen· Q.ewesen, das Gericht von dieser Möglich~ 
keit und dem darnit verbundenen erhöhten Kostenaufwand 
durch die Messung und Auswertung der Maßergebnisse 
bereits vorab in Kenntnis zu setzen. Die Bestimmung des § 25 
Abs. 1 GebAG stellt auch nicht auf ein Verschulden des Sach­
verständigen ab, wobei es auch nicht darauf ankommen kann, 
ob die Parteien bei der Befundaufnahme erkennen können, 
daß mit den erlegten Kostenvorschüssen das Auslangen nicht 
gefunden werden könne. Der Warnpflicht hat der Sach­
verständige grundsätzlich gegenüber dem Gericht zu entspre~ 
chen. Gerade bei einem Verfahren mit einem vergleichsweise 
geringen Streitwert muß es dem Gericht und den Parteien 
überlassen werden, mit welchem technischen Aufwand sie 
einen Sachverständigenbeweis führen wollen. Weder aus der 
Äußerung des Sachverständigen zu den Einwendungen der 
beklagten Partei zur Gebührennote noch aus den Ausfüh­
rungen im Rekurs geht überdies hervor, daß der Sachver­
ständige zumindest die Parteien auf das tatsächliche Ausmaß 
der über die erlegten Kostenvorschüsse hinausgehenden 
Gebühren hingewiesen hätte. 
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Damit ist aber der Auffassung des Erstgerichtes beizutreten, 
daß im vorliegenden Fall von einer Erheblichkeilsgrenze von 
30% im Zusammenhang mit der Warnpflicht des Sachver­
ständigen nach § 25 Abs. 1 GebAG auszugehen ist. Die von 
den Parteien auftragsgemäß für den Sachverständigenbeweis 
erlegten Kostenvorschüsse haben S 8.000,- betragen, woraus 
sich ein Gebührenanspruch des Sachverständigen von 
S 10.400,- errechnet (darin S 3.616,20 an USt). Da somit eine 
Erhöhung der Sachverständigengebühren für das schriftliche 
Gutachten über diesen Betrag hinaus nicht in Betracht kommt, 
muß auch ein Rechtsschutzinteresse des Sachverständigen 
an der Klärung der Frage verneint werden, ob ihm für die 
Dauer der Befundaufnahme in S. an Ort und Stelle neben der 
Gebühr für Mühewaltung für Befund und Gutachten auch noch 
eine Gebühr nach § 35 Abs. 1 GebAG zusteht. Grundsätzlich 
ist allerdings darauf hinzuweisen, daß der Zeitaufwand für die 
Befundaufnahme durch die Gebühr für Mühewaltung abgegol­
ten ist, wobei der Gebührennote auch nicht entnommen wer~ 
den kann, daß die zusätzlich begehrten 2 Stunden nach § 35 
Abs. 1 GebAG in den für die Mühewaltung angeführten 8 Stun­
den nicht enthalten sind. Der Zuspruch lediglich der Mindest­
gebühr für das Aktenstudium erscheint im Hinblick auf den 
Aktenumfang von lediglich 35 Seiten gerade noch vertretbar. 
Die zugesprochenen Kosten für Kopien und Fotos entsprechen 
durchaus üblichen Sätzen, wobei vom Sachverständigen erst~ 
mals im Rekurs darüber hinausgehende Mehrkosten näher 
begründet werden. 

Gebühr für mündliche Gutachtenserörterung: 

Ergänzt der Sachverständige das schriftlich erstattete Gut­
achten in der Verhandlung oder gibt er darüber wesentliche 
Aufklärungen oder Erläuterungen, so hat er nach § 35 Abs. 2 
GebAG Anspruch auf eine weitere Gebühr für Mühewaltung; 
sie ist in einem je nach der aufgewendeten Zeit und Mühe ent­
sprechend niedrigeren Verhältnis zu der Gebühr für die 
Grundleistufig nach richterlichem Ermessen zu bestimmen. 
Nach der Rechtsprechung entspricht es nicht dem Gesetz, 
wenn man rein mathematisch den Zeitaufwand für die 
Grundleistung mit der Verhandlungsdauer ins Verhältnis setzt 
und danach einen gewissen Abstrich vornimmt, zumal die 
genannte Bestimmung sowohl auf den Zeitaufwand als auch 
auf die Mühe abstellt. Erfahrungsgemäß muß sich der 
Sachverständige auf die Gutachtenserörterung nochmals 
gewissenhaft vorbereiten und sich in der Tagsatzung mit der 
ergänzenden Fragestellung des Gerichtes und der Parteien 
sofort und erschöpfend auseinandersetzen. Nach der Recht­
sprechung erfolgt daher die Bestimmung der Gebühr für die 
mündliche Ergänzung des Gutachtens mit einem Prozentsatz 
von der Grundleistung, der im allgemeinen bei einem Drittel der 
Grundgebühr bis etwa knapp 40% der Grundleistung liegt (vgl. 
Krammer-Schmidt, GebAG' E 26 und 27 zu § 35). 

Berücksichtigt man im vorliegenden Fall, daß die Verhandlung 
am 16. 3. 1999 insgesamt nur eine Stunde und 10 Minuten ge­
dauert hat, wobei neben dem technischen Sachverständigen 
auch der medizinische Sachverständige sein Gutachten darge­
legt und ergänzt hat, so erscheint eine Gebühr von 30% der 
Gebühr für Mühewaltung für das schriftliche Gutachten nach 
den Umständen angemessen. Die Gebühr für Mühewaltung für 
das schriftliche Gutachten wurde vom Sachverständigen mit 
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S 8.000,- verzeichnet, sodaß ihm eine weitere Gebühr nach 
§ 35 Abs. 2 GebAG von S 2.400,- zusteht. Die Gebührenkür­
zung aufgrund der Verletzung der Warnpflicht war dabei nicht 
zu berücksichtigen, weil es allein auf das Verhältnis zur Gebühr 
für die Grundleistung ankommt. Umsatzsteuer war nicht zuzu­
sprechen, weil sie vom Sachverständigen nicht verzeichnet 
wurde. 

Anmerkung: Zur Erheblichkeilsgrenze vgl. zuletzt SV 1999, 
84 mit Anm. von Krammer sowie SV 1999, 86. 

Warnpflicht nur bei erlegtem 
Kostenvorschuß (§ 25 Abs. 1 
GebAG) - Keine Honorierung 
von Äußerungen des Sach­
verständigen 
1. Gegen die Abweisung eines Antrages auf Ablehnung 

des Sachverständigen ist kein abgesondertes 
Rechtsmittel zulässig. 

2. Bei der Entschädigung für Zeitversäumnis, der 
Schreibgebühr und den sonst im GebAG tarifmäßig 
geregelten Gebührenansätzen ist die Berücksichtigung 
autonomer Honorarrichtlinien unzulässig. 

3. Die Folgen einer Warnpflichtverletzung treten nur ein, 
soweit ein erlegter Kostenvorschuß überstiegen wird; 
ein bloß aufgetragener Kostenvorschuß ist nicht rele­
vant. 

4. Weder die Äußerungen des Sachverständigen zu einem 
Ablehnungsantrag, noch seine Stellungnahmen zum 
bekämpften Gebührenanspruch sind zu honorieren. 

5. Honorarrichtlinien im Sinne des § 34 Abs. 4 GebAG 
gehen dem Stundensatz nach § 34 Abs. 3 GebAG vor. 

OLG Wien vom 31. Mai 1999, 17 R 85/99 s, 86/99 p 

Das Erstgericht bestimmte die Gebühren des Sachverstän­
digen für sein Gutachten antragsgemäß mit S 18.395,28 und 
für die Äußerung zum Ablehnungsantrag und Stellungnahme 
zum Gebührenanspruch mit S 7.788,-. 

Mit Beschluß vom 22. 7. 1998 wies das Erstgericht den Antrag 
der Beklagten auf Ablehnung des Sachverständigen 
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Technischer Rat BaumeisterN. N. zurück. 

Gemäß § 366 Abs. 1 ZPO findet gegen den Beschluß, durch 
welchen die Ablehnung eines Sachverständigen verworfen 
wird, ein abgesondertes Rechtsmittel nicht statt. 

Der Rekurs gegen diesen Beschluß war daher als unzulässig 
zurückzuweisen. 

Gegen die Gebührenbestimmung richten sich die Rekurse des 
Revisors und der beklagten Partei, wobei seitens des Revisors 
der Antrag gestellt wird, die Kosten des Sachverständigen ins­
gesamt mit S 24.391,- (S 16.881,- und S 7.510,-) zu bestim­
men, während die beklagte Partei beantragt, den Beschluß 
dahin abzuändern, daß die Gebühren des Sachverständigen 
mit höchstens S 4.101,90 bestimmt werden. 

Der Rekurs des Revisors ist berechtigt, dem Rekurs der 
beklagten Partei kommt teilweise Berechtigung zu. 

Zum Rekurs des Revisors: 

Zu Recht weist der Revisor darauf hin, daß die Entschädigung 
für Zeitversäumnis und Schreibgebühr nur nach den Sätzen 
des Gebührenanspruchsgesetzes zuerkannt werden kann. Die 
Berücksichtigung autonomer Honorarrichtlinien ist hier unzu~ 
lässig, weil die sinngemäße Heranziehung einer solchen Ge­
bührenordnung nur für den Fall der Entlohnung für Mühewal­
lung vorgesehen ist, nicht aber für Zeitversäumnis, Schreib­
gebühr und für die sonst im GebAG tarifmäßig geregelten 
Leistungen (Krammer-Schmidt GebAG' E 31 zu § 32 und E 34 
zu § 31 ). Dementsprechend war die Entschädigung für 
Zeitversäumnis mit S 534,- und die Schreibgebühr mit S 276,­
zu bestimmen. 

Zum Rekurs der beklagten Partei: 

Soweit sich die Ausführungen auf die Warnpflichtverletzung 
beziehen, ist darauf zu verweisen, daß im gegenständlichen 
Falle die Bestimmung des § 25 GebAG heranzuziehen ist, die 
aber eine Verletzung der Warnpflicht davon abhängig macht, 
daß ein erlegter Kostenvorschuß überstiegen wird. Die 
Ausführungen des Rekurses über den aufgetragenen 
Kostenvorschuß vermögen daher eine relevante Warnpflicht~ 
verletzung des Sachverständigen nicht aufzuzeigen. 

Entgegen der Auffassung des Rekurswerbers ist auch eine 
verschuldete Unvollständigkeit des Gutachtens, die eine 
Erörtertungsbedürftigkeit herbeiführt, nicht gegeben. Eine 
Herabsetzung des Gebührenanspruches gemäß § 25 Abs. 3 
GebAG scheidet daher aus. 

Berechtigung kommt dem Rekurs lediglich mit Rücksicht dar­
auf zu, daß das Erstgericht dem Sachverständigen unter dem 
Titel Gutachten Kosten für die Äußerung zum Ablehnungs­
antrag zuerkannte. Entgegen der Auffassung des Erstgerichtes 
stellen aber weder die Äußerung zum Ablehnungsantrag noch 
die Ausführungen zum bekämpften Gebührenanspruch 
Leistungen dar, die als "Gutachten des Sachverständigen" zu 
qualifizieren wären und damit in der Lage wären, einen 
Gebührenanspruch nach § 34 GebAG auszulösen. Zutreffend 
weist der Rekurs darauf hin, daß weder für die Äußerung zum 
Ablehnungsantrag noch für die Stellungnahme zum bekämpf­
ten Gebührenanspruch eine gesetzliche Grundlage im 
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Gebührenanspruchgesetz gegeben ist. Der Gesamtgebühren­
anspruch des Sachverständigen war daher im aufgezeigten 
Sinne zu kürzen. 

Soweit der Rekurswerber aber darlegt, daß gemäß § 34 
Abs. 2 und Abs. 3 dem Sachverständigen lediglich ein Stun­
densatz von S 223,- gebührt, ist darauf zu verweisen, daß 
gemäß § 34 Abs. 4 die vom Sachverständigen verzeichneten 
Honorarrichtlinien zugrundezulegen waren. 

Bedeutung der Äußerung 
nach § 39 Abs. 1 GebAG 
Kostenvorschuß für Gut­
achtensergänzung und Warn­
pflicht (§ 25 Abs. 1 GebAG) 
1. Die Nichtäußerung qualifiziert vertretener Parteien zum 

Gebührenanspruch des Sachverständigen führt zur 
Fiktion ihrer Zustimmung. 

2. Eine wiederholte Zustellung der Gebührennote des 
Sachverständigen löst keine neuerliche Frist zur 
Äußerung aus. 

3. Im Rekurs können nur jene Gründe erfolgreich geltend 
gemacht werden, die sich mit der fingierten Zustim­
mung zum Gebührenantrag vereinbaren lassen. 

4. Unsubstantiierte Einwendungen ("Einwendungen 
gegen die Gebühr der Höhe nach" ohne nähere Ausfüh­
rungen) hindern nicht die fingierte Zustimmung zum 
Gebührenantrag des Sachverständigen. 

5. Ein Kostenvorschuß für die Gutachtensergänzung und 
-erörterung hat bezüglich der Warnpflicht des Sach­
verständigen nur für den Gebührenanspruch für diese 
Leistungen Bedeutung. 

OLG lnnsbruck vom 17. Mai 1999, 4 R 75/99 g 

Die klagende Partei begehrte mit der Behauptung, die von der 
beklagten Partei gelieferten Regale hätten nicht den vereinbar­
ten Erfordernissen entsprochen und seien mangelhaft gewe­
sen, sodaß sie eingestürzt seien, die beklagte Partei zum 
Ersatz des durch den Einsturz entstandenen Schadens von 
S 221.743,91 s. Ng. zu verurteilen. 

Die beklagte Partei beantragte Klagsahweisung und wendete 
im Wesentlichen ein, es sei ein mängelfreies Produkt geliefert 
worden, die Montage sei vereinbarungsgemäß durch die kla­
gende Partei selbst erfolgt. Der Einsturz des Regalsystems 
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stehe in keinem Zusammenhang mit dem Verhalten der 
beklagten Partei oder der Lieferfirma. 

Im Beweisbeschluß vom 9. 5. 1994 wurde Beweis zugelassen 
durch Sachbefund; mit Beschluß vom 27. 6. 1994 wurde Dl N. 
N. zum Sachverständigen bestellt. Dieser wurde beauftragt, 
Befund zu erheben und ein Gutachten über die Ursache des 
Zusammensturzes des Regals zu erstatten. Dl N. N. erstattete 
ein schriftliches Gutachten, das er zunächst schriftlich ergänz­
te und sodann in der Tagsatzung vom 9. 2. 1995 mündlich erör­
terte. Die Gebühr des Sachverständigen Dl N. N. wurde mit 
insgesamt S 9.857,- bestimmt. 

Mit Schriftsatz vom 29. 4. 1996 beantragte die beklagte Partei 
ein Sachverständigengutachten aus dem Gebiete des (Leicht-) 
Metallbaues einzuholen. 

Nachdem in der Tagsatzung vom 1 0. 6. 1996 neuerlich der Sach­
verständige 01 N. N. sein Gutachten erörterte und in der Folge 
über Ersuchen des Gerichtes wiederum ein Ergänzungsgut­
achten erstattete, beantragte die beklagte Partei mit Schriftsatz 
vom 24. 9. 1996 und die klagende Partei mit Schriftsatz vom 
11. 6. 1997 die Einholung eines weiteren Sachbefundes. 

Mit Beschluß vom 26. 11. 1997 wurde Dl G. G. zum Sach­
verständigen bestellt und beauftragt, ein Gutachten hinsichtlich 
der Ursache des Zusammenbruches des streitgegenständli­
chen Regales zu erstatten. Der Erlag eines Kostenvorschus­
ses wurde nicht aufgetragen. 

Am 27. 5. 1998 langte das Gutachten des Sachverständigen 
Dl G. G. beim Erstgericht ein, unter einem legte der Sachver­
ständige die Gebührennote, in der er S 222.100,- ansprach. 
Die Gebührennote wurde den Parteien zur Äußerung (entge­
gen § 39 Abs. 1 GebAG) binnen drei Wochen zugestellt. Über 
Antrag des Klagsvertreters, die Frist zur Erstattung einer 
Äußerung zur Gebührennote um drei Wochen zu verlängern, 
wurde mit Beschluß "Stampiglie grün" vom 22. 6. 1998 bewil­
ligt. Die beklagte Partei erklärte im Schriftsatz vom 25. 6. 1998 
eine Stellungnahme zur Honorarnote des Sachverständigen 
bleibe bis zum Abschluß des Sachbefundes vorbehalten. Im 
Schriftsatz vom 10. 7. 1998 beantragte die klagende Partei die 
Ergänzung des Gutachtens und behielt sich eine Stellung­
nahme zur Honorarnote bis zum Abschluß der Sachverstän­
digentätigkeit vor. 

Der Sachverständige ersuchte, nachdem ihm die Ergänzung 
des Gutachtens aufgetragen worden war, um einen Kosten­
vorschuß von S 50.000,-, worauf das Erstgericht der klagen­
den Partei den Erlag eines Kostenvorschusses von S 60.000,­
auftrug. 

Nachdem die klagende Partei einen Kostenvorschuß von 
S 60.000,- erlegt hatte, trug das Erstgericht zum einen dem 
Rechnungsführer des Landesgerichtes lnnsbruck auf, aus dem 
erlegten Kostenvorschuß S 50.000,- an den Sachverständigen 
zu überweisen und zum anderen trug es der klagenden Partei 
auf, einen weiteren Kostenvorschuß von S 30.000,- zu erlegen. 

in der Folge erstattete der Sachverständige das Ergänzungs­
gutachten und legte eine Kostennote überS 37.400,-, das zu 
Erinnerungen bzw. Äußerungen zur Kostennote binnen drei 
Wochen den Parteien zugestellt wurde. 
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Mit Schriftsatz vom 7. 12. 1998 beantragte die klagende Partei, 
ohne zur Gebührennote Stellung zu nehmen, die Erörterung 
des Gutachtens. Am 14. 12. 1998 verfügte das Erstgericht neu­
erlich "Gutachten und Honorarnote b.T. + NI, Frist 3 Wochen". 
Mit Schriftsatz vom 5. 1. 1999 ersuchte der Klagsvertreter, die 
Frist um drei Wochen zu verlängern, um Gutachten und 
Honorarnote mit der Partei besprechen zu können. Dieser 
Antrag wurde mit Beschluß "Stampiglie grün" vom 7. 1. 1999 
bewilligt. Die beklagte Partei beantragte die Erörterung des 
Gutachtens, zur Gebührennote äußerte sie sich nicht. Im 
Schriftsatz vom 29. 1. 1999 erhob die klagende Partei unsub­
stanziiert "Einwendungen gegen die Gebühr des Sachverstän­
digen der Höhe nach". 

ln der Tagsatzung vom 8. 3. 1999 erörterte der Sachverstän­
dige Dl G. G. sein Gutachten. Für die Teilnahme an der Tagsat­
zung und Erörterung des Gutachtens sprach der Sachver­
ständige mit Gebührennote vom 8. 3. 1999 S 2.920,- an. 

Mit dem angefochtenen Beschluß bestimmte das Erstgericht 
die Gebühr des Sachverständigen G. G. mit insgesamt 
S 262.420,- antragsgemäß und wies unter Berücksichtigung 
des Gebührenvorschusses des Sachverständigen von 
S 50.000,- den Rechnungsführer des Landesgerichtes 
lnnsbruck an, aus den noch erliegenden Kostenvorschüssen 
S 40.000,- und aus dem Amtsverlag S 172.420,- an den 
Sachverständigen zu überweisen. Gleichzeitig sprach das 
Erstgericht aus, daß die klagende Partei hiefür ersatzpflichtig 
ist. Zur Begründung verwies das Erstgericht auf die Honorar­
noten als integrierenden Bestandteil des Beschlusses. 

Gegen die Bestimmung der Gebühr mit S 212.420,- richtet 
sich der rechtzeitige Rekurs der klagenden Partei mit dem · 
Antrag, die Gebühr des Sachverständigen mit höchstens 
S 50.000,- zu bestimmen. 

Die klagende Partei führt dazu aus, die verzeichneten Stunden 
seien überhöht, für die Erstattung des Ergänzungsgutachtens 
sei, da es generell auf der fachlichen Qualifikation des Sach­
verständigen fuße, höchstens zwei Stunden erforderlich und 
angemessen, zumal es auf dem Erstgutachten aufbaue und 
keine zusätzlichen Berechnungen etc. erforderlich gewesen 
seien. Diese Einwendungen würden ausdrücklich auch hin­
sichtlich des Erstgutachtens erhoben. Die verrechneten 
Stundensätze entsprächen nicht der Gebührenordnung, habe 
doch Dl N. N., dessen Ausführungen ebenfalls statische Be­
rechnungen zugrunde gelegen seien, nur S 9.857,- verzeich­
net. Die Parteien hätten davon ausgehen können, daß das 
Gutachten Dl G. G. Kosten nur in etwa in dieser Höhe mit sich 
brächten. Darüber hinaus hätte der Sachverständige auf die 
mutmaßlich auflautenden Kosten hinweisen müssen, was die 
Parteien mit Sicherheit veranlaßt hätte, von der Bestellung die­
ses Sachverständigen Abstand zu nehmen. 

Die beklagte Partei wendet sich in ihrem Rekurs gegen die 
Bestimmung der Gebühr für die Erstattung des Gutachtens mit 
S 222.100,-. Es seien 48 Stunden sicher zu hoch gegriffen, 20 
Stunden wären durchaus angemessen. Der Stundensatz laut 
Honorarrichtlinien für Ziviltechniker werde als überhöht bestrit­
ten. Insgesamt sei ein Honorar von S 50.000,- zuzüglich 20% 
Umsatzsteuer angemessen. Die beklagte Partei begehrte, die 
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Gebühr des Sachverständigen mit höchstens S 60.000,- zu 
bestimmen. 

Rekursbeantwortungen (§ 41 Abs. 1 GebAG) wurden nicht 
erstattet. 

Keiner der Rekurse ist berechtigt. 

Soweit sich die klagende Partei und die beklagte Partei gegen 
die zugesprochene Gebühr für Mühewaltung wenden, ver­
stoßen sie mit ihren Ausführungen gegen das im Rekursver­
fahren geltende Neuerungsverbot (siehe Kodekin Rechbarger 
ZPO Rz 3 zu § 526 mwN), weil sie in erster Instanz gegen die 
geltend gemachte Gebühr für Mühewaltung innerhalb der ein­
geräumten Frist keine Einwände erhoben haben (4 R 1/97m; 
4 R 207/97s beide OLG lnnsbruck). Die Nichtäußerung qualifi­
ziert vertretener Parteien führt zur Fiktion der Zustimmung. Die 
gegenständlichen Rekurse sind insofern sachlich beschränkt, 
als infolge dieser fingierten Zustimmung zur erfolgten Ge­
bührenbestimmung nur solche Gründe erfolgreich im Rekurs 
vorgebracht werden können, die sich mit ihrer fingierten 
Zustimmung zum Antrag vereinbaren lassen, zumal der Ge­
bührenbeschluß nicht gegen zwingende gesetzliche Bestim­
mungen verstößt (ausführlich dazu: 4 R 1/97x und 1 R 5/99s 
beide OLG lnnsbruck mwH). Rekurswerber können infolge der 
fingierten Zustimmung zur Gebührenbestimmung nur solche 
Gründe erfolgreich im Rekurs vorbringen, die sich mit der fin­
gierten Zustimmung zum Antrag vereinbaren lassen (SV 
1997/3, 27 und 31; 3 R 71/98b OLG Wien). 

Abgesehen davon, daß die verfehlt wiederholte Zustellung der 
Gebührennote vom 2. 12. 1998 am 14. 12. 1998 keine neuerli­
che Frist zur Äußerung auszulösen vermochte, entspricht die 
Äußerung der klagenden Partei im Schriftsatz vom 29. 1. 1999 
"Einwendungen gegen die Gebühr des Sachverständigen der 
Höhe nach zu erheben" nicht dem Substantiierungserfordernis 
(vgl. 3 Ob . 172/97h [Zugestehen der Behauptungen des 
Gegners im Falle unsubstantiierten Bestreitens]), um darauf 
eingehen zu können. Die klagende Partei hätte die einzelnen 
beanstandeten Positionen, sowie warum und inwieweit gegen 
diese Einwendungen erhoben werden, angeben müssen. 
Diese unsubstantiierte Einwendung kann also die nach § 39 
Abs. 3 GebAG fingierte Zustimmung der Parteien zum Ge­
bührenantrag des Sachverständigen nicht hindern. 

Soweit die klagende Partei im Rekurs einen Verstoß des 
Sachverständigen gegen die Warnpflicht nach § 25 Abs. 1 
GebAG releviert, ist ihr entgegenzuhalten, daß diese 
Bestimmung zwei konkrete Voraussetzungen, die den Ge­
bührenanspruchsverlust aus der Warnpflichtverletzung begrün­
den, enthält, nämlich einerseits die Nichtwarnung vor einer 
bevorstehenden Überschreitung des Wertes des Streitgegen­
standes oder einer erheblichen Überschreitung der Höhe des 
erlegten Kostenvorschusses. 

Die Verzeichnung der Gebühr für die Erstattung des schriftli­
chen Gutachtens des Sachverständigen Dl G. G. mit 
S 222.100,- entspricht gerundet dem Wert des Streitgegen­
standes (99,8%), sodaß von einer Verletzung der Warnpflicht 
gerade noch nicht gesprochen werden kann. Ein Kosten­
vorschuß wurde hier weder aufgetragen noch erlegt. 
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Eine Warnpflichtverletzung kann im Zusammenhang mit der 
zweiten und dritten Gebührennote keinesfalls dem Sachver­
ständigen vorgeworfen werden. Für die beantragte Ergänzung 
des Gutachtens hat der Sachverständige einen Kostenvor­
schuß von S 50.000,- begehrt, den das Erstgericht der kla­
genden Partei auch zur Zahlung aufgetragen hat. Für diese 
weitere Tätigkeit hat der Sachverständige dann Kosten von 
insgesamt S 40.320,- begehrt, hielt sich damit im Rahmen der 
Höhe des erlegten Kostenvorschusses. Von einer Verletzung 
der Warnpflicht durch den Sachverständigen kann insgesamt 
keine Rede sein. 

Damit erweisen sich sämtliche Argumente der Rekurse gegen 
diesen Gebührenbeschluß als unzutreffend, den Rekursen ist 
daher keine Folge zu geben. 

Anmerkung: Die gleiche Rechtsansicht - wie in den 
Rechtssätzen 1 und 2 formuliert - vertritt das OLG Wien in 
seiner Rekursentscheidung vom 23. Juni 1999, 17 R 119/99 s. 
Ohne vorherige Ratevierung in seiner Äußerung gemäß § 39 
Abs. 1 GebAG kann daher der Rekurswerber im Rekurs weder 
die vom Sachverständigen verzeichnete Stundenzahl noch 
den verrechneten Stundensatz bekämpfen. Der Rekurswer­
ber kann auch nicht die von der Gegenseite im ersten 
Verfahrensgang geäußerten Einwände nun selbst im zweiten 
Verfahrensgang aufgreifen, wenn er nicht selbst diese Einwän­
de gegen die Gebührennote geäußert hat. 

Zum Meinungsstand über die Bedeutung der Äußerung 
nach § 39 Abs. 1 GebAG vgl. im übrigen die Zusammen­
stellung in meiner Anmerkung in SV 1997/3, 31 sowie die Ent­
scheidungen SV 1999, 92 und 93. 

Harald Krammer 

Nachträgliche Erlagsaufträge 
unzulässig (§ 42 GebAG) 
1. Ein Auftrag an eine Partei zum Erlag eines Kostenvor­

schusses nach der Beweisaufnahme ist unzulässig. Ein 
solcher Beschluß kann weder auf§ 365 ZPO noch auf § 3 
GEG gestützt werden, er ist nichtig im Sinne des § 477 
Abs. 1 Z 6 ZPO, weil über eine nicht auf den Rechtsweg 
gehörige Sache entschieden wurde. 

2. Kein Kostenersatz in einem Verfahren nach § 2 Abs. 2 
GEG. 

OLG Wien vom 28. Juni 1999, 13 R 84199 

Die Klägerin begehrte von den Beklagten S 2,142.516,- an 
Bau- und Sanierungskosten für die Herstellung und Errichtung 
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eines "Bioformhauses". Die Beklagten bestritten das Klage­
begehren unter anderem mit der Begründung, daß das Haus 
nicht vereinbarungsgemäß errichtet worden sei und wesentli­
che Mängel aufweise. Mit Beschluß vom 5. 3. 1998 bestellte 
das Erstgericht lng. N. N. zum Sachverständigen und beauf­
tragte ihn, ein Gutachten zu erstatten. Am 17. 7. 1998 erstatte­
te der Sachverständige sein Gutachten und sprach in seiner 
Honorarnote Gebühren im Gesamtausmaß von S 81.756,- an. 
Mit dem Beschluß vom 10. 8. 1998 trug das Erstgericht der 
Klägerin und den Beklagten einen Kostenvorschuß von jeweils 
S 40.878,- zur Deckung der voraussichtlich auflaufenden 
Sachverständigengebühren auf. Die Beklagten erlegten zu PG 
1904/98 auftragsgemäß den Betrag von S 40.878,-, welcher 
mit Beschluß vom 1 0. 9. 1998 an den Sachverständigen über­
wiesen wurde. ln der Tagsatzung vom 18. 3. 1999 wurde so­
dann der Klägerin abermals vergeblich der Erlag von S 40.878,­
zur Begleichung der Sachverständigengebühren aufgetragen. 
Mit Beschluß vom 22. 4. 1999 unterbrach das Erstgericht das 
Verfahren wegen Konkurseröffnung am 30. 3. 1999 über das 
Vermögen der Klägerin. Mit dem angefochtenen Beschluß rich­
tete das Erstgericht schließlich an die Beklagten den Auftrag, 
die offenen SV-Gebühren in Höhe von S 40.878,- binnen drei 
Wochen zur Deckung der Sachverständigengebühren zu erle­
gen. 

Aus Anlaß des Rekurses der beklagten Parteien war vom 
Rekursgericht amtswegig wahrzunehmen, daß das Erstgericht 
über eine nicht auf den Rechtsweg gehörige Sache entschie­
den hat. Denn der vom Erstgericht einer Partei nach 
Durchführung des Sachverständigenbeweises erteilte Auftrag, 
einen Kostenvorschuß für die angesprochenen Sachverstän­
digengebühren nachträglich zu erlegen, ist weder im § 365 
ZPO noch in § 3 GEG noch in einer anderen gesetzlichen 
Bestimmung begründet, besitzt keine Rechtswirkung und ist 
daher gegenstandslos (Fasching, 111, S. 500; Krammer­
Schmidt, GebAG', E 4 zu § 42). Die aufgelaufenen Sachver­
ständigengebühren wären vorläufig aus Amtsgeldern zu tragen 
gewesen. Sie konnten nicht mehr "vorschußweise" durch 
nachträglichen Erlagsauftrag abgedeckt werden. Der erstge­
richtliche Beschluß über die Auferlegung eines nachträglichen 
Kostenvorschusses nach der Beweisaufnahme ist daher nich­
tig im Sinne des § 477 Abs. 1 Z 6 ZPO, weil es sich dabei um 
eine Sache der Justizverwaltung und nicht der Rechtspre­
chung handelt (vgl. hg 13 R 88/97z mwN). 

Ein Kostenersatz an Rekurswerber kommt im Gebührenver­
fahren von vorneherein nicht in Betracht, weil nach § 41 Abs. 3 
letzter Satz GebAG ein Kostenersatz in keinem Fall stattfindet. 
Dies gilt krall Größenschlusses auch für einen gemäß § 2 
Abs. 2 letzter Satz GEG zulässigen Rekurs gegen die 
Bestimmung der vorläufigen Kostenersatzpflicht (WR 469). 

Der Ausspruch über die Unzulässigkeil des Revisionsrekurses 
gründet sich auf§ 528 Abs. 2 Z 5 ZPO. 
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Kostentragung der vor 
Einleitung des Ehelichkeits­
bestreitungsverfahrens ent­
standenen Sachverständigen­
gebühren 
1. Ersucht der Staatsanwalt gemäß § 17 Abs. 2 der 

Durchführungsverordnung zum Staatsanwaltschafts­
gesetz (DV-StAG) den Vorsteher eines Bezirksgerichtes 
zur Vorbereitung einer amtswegigen Ehelichkeits­
bestreitungsklage ein Sachverständigengutachten über 
die Abstammungsverhältnisse einzuholen, so liegt eine 
bürgerliche Rechtssache im Sinne des § 1 Z 5 GEG vor. 

2. Das Bezirksgericht hat daher gemäß § 2 Abs. 2 GEG mit 
Beschluß über die vorläufige Kostentragung zu ent­
scheiden. Die Kosten des Sachverständigengutachtens 
haben das Kind, der Ehegatte der Kindesmutter und der 
präsumtive Vater zur ungeteilten Hand zu tragen. 

LG Salzburg vom 21. April 1999, 21 R 2/99 m 

Die mj. S. R. galt im Zeitpunkt der Einholung des Abstam· 
mungsgutachtens als eheliches Kind der Mutter D. R. und des 
türkischen Staatsangehörigen A., wobei das Erstgericht mit 
seinem Urteil vom 13. 3. 1998, 5 C 8/98-5, festgestellt hat, daß 
die mj. S. R. nicht aus der zwischen D. R. und A. am 23. 
September 1991 in B. in der Türkei geschlossenen und vom 
Standesamt B. zu 728/1991 beurkundeten Ehe stammt. 

Über Antrag der Staatsanwaltschaft Salzburg wurde am 22. 9. 
1997 gemäß § 17 Abs. 2 DV-StAG zur Vorbereitung eines Ehe· 
lichkeitsbestreitungsverfahrens ein Sachverständigengutachten 
über die Abstammungsverhältnisse der mj. S. R. eingeholt, 
wofür Gebühren von S 34.496,40 angesprochen wurden, die mit 
Beschluß des Erstgerichtes antragsgemäß bestimmt wurden 
und deren Auszahlung aus Amtsgeldern angeordnet wurde. 

Mit dem bekämpften, im Jv-verfahren des Vorstehers des 
Bezirksgerichtes X. ergangenen Beschluß hat das Erstgericht 
-das Bezirksgericht X.- gemäß§ 2 GEG ausgesprochen, daß 
die Sachverständigengebühren je zur Hälfte von der 
Staatsanwaltschaft Salzburg und der mj. S. R. zu ersetzen 
seien. Zur Begründung führte das Erstgericht aus, aufgrund 
einer Staatsbürgerschaftsehe der Mutter habe die 
Staatsanwaltschaft gemäß § 158 ABGB zu dg. 5 C 8/98r eine 
Klage auf Bestreitung der ehelichen Geburt der mj. S. R. ein· 
gebracht, zu deren Vorbereitung das im Spruch angeführte 
Gutachten eingeholt worden sei. Da diese Bestreitung sowohl 
im öffentlichen Interesse als auch im Interesse des Kindes 
gelegen habe, sei spruchgemäß zu entscheiden gewesen. 

Gegen diesen Beschluß richtet sich einerseits der Rekurs der 
Staatsanwaltschaft Salzburg mit dem Antrag, den angefachte· 
nen Beschluß im Sinne eines ersatzlosen Entfalles der 
Kostenersatzpflicht der Staatsanwaltschaft Salzburg abzuän-
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dern, andererseits der Rekurs der Republik Österreich, vertre· 
ten durch den Revisor beim Landesgericht Salzburg, mit dem 
Antrag, F. (leiblicher Vater) und A. (Ehemann der Mutter) als 
mit dem mj. Kind zur ungeteilten Hand mithaftende Personen 
in den Ausspruch nach§ 2 GEG aufzunehmen. Hilfsweise stellt 
der Revisor auch einen Aufhebungsantrag. 

Beide Rekurse sind berechtigt. 

Nicht gefolgt werden kann allerdings der Argumentation im 
Rekurs der Staatsanwaltschaft Salzburg, wonach ein durch 
einen Antrag des Staatsanwaltes gemäß § 17 Abs. 2 DV-StAG 
eingeleitetes Verfahren zur Vorbereitung einer (amtswegigen) 
Ehelichkeitsbestreitung keine bürgerliche Rechtssache im 
Sinne des § 1 Z 5 GEG darstellt. Vielmehr hält der erkennende 
Rekurssenat daran fest, daß ein nach der zitierten Bestimmung 
eingeleitetes Verfahren zur Vorbereitung einer (amtswegigen) 
Ehelichkeitsbestreitung eine bürgerliche Rechtssache iSd § 1 
Z 5 GEG ist, zumal in der Überschrift zu§ 17 DV-StAG von der 
"Mitwirkung in bürgerlichen Rechtssachen" gesprochen wird, 
wobei Gesetzesüberschriften und ~rubriken als wertvoller Aus­
legungsbehalf heranzuziehen sind (vgl. Pisko in Klang 1/1, 109 f), 
sodaß das Erstgericht grundsätzlich zutreffend und im Ein· 
klang mit der nunmehr ständigen Rechtsprechung des erken· 
nenden Rekurssenates die Bestimmung des § 2 Abs. 2 GEG 
als einschlägig betrachtet hat (vgl. hg. 21 R 362/97z 
u. a.), wonach in bürgerlichen Rechtssachen, wenn die Kosten 
einer Amtshandlung, die den Betrag von S 3.900,- überstei­
gen, soferne sie aus Amtsgeldern zu berichtigen sind oder 
berichtigt wurden, das erkennende Gericht mit der Auszah­
lungsanordnung dem Grunde nach zu bestimmen hat, welche 
Partei in welchem Umfang diese Kosten nach Absatz 1 zu 
ersetzen hat. 

Im Ergebnis zutreffend macht jedoch die Staatsanwaltschaft 
Salzburg in ihrem Rekurs geltend, daß sie zu Unrecht zum 
Kostenersatz nach der zitierten Bestimmung herangezogen 
worden sei, Weil sie bloß als sogenannte "Amtspartei" einge­
schritten sei. Als solche ist nämlich der Staatsanwalt im Ehe­
und Abstammungsverfahren (§§ 28, 24 EheG., § 158 ABGB) 
und im Verfahren betreffend die uneheliche Vaterschaft (§ 164c 
ABGB) anzusehen, wobei er als Organ des Bundes und 
Vertreter des öffentlichen Interesses einzuschreiten hat (vgl. 
Fasching', ZPR Rz 342, 2348, jeweils mwN. Rechberger­
Oberhammer, Der Staatsanwalt als Kläger im Ehelichkeitsbe­
streitungsverfahren, ÖJZ 1996, 41 ). 

Als richtig ist dem Rekurswerber zuzugeben, daß es im 
Ermessen des Staatsanwaltes liegt, zu entscheiden, ob die 
Klagsführung gemäß § 158 ABGB im öffentlichen Interesse 
oder im Interesse des Kindes oder seiner Nachkommenschaft 
geboten erscheint. Diese Entscheidung unterliegt keiner 
gerichtlichen Kontrolle (vgl. Fasching a. a. 0). Jedenfalls ist 
aus der Stellung des Staatsanwaltes als Amtspartei abzuleiten, 
daß er als Amtspartei keine eigenen Interessen vertritt und 
daher schon aus diesem Grunde der Ausspruch einer 
Kostenersatzpflicht dem Grunde nach nach § 2 Abs. 2 GEG 
nicht in Betracht kommt, zu mal der Staatsanwalt als Träger des 
öffentlichen Interesses den Bund vertritt, der schon aus begriff­
lichen Gründen nicht sich selbst gegenüber zum Kostenersatz 
verpflichtet werden könnte (arg. § 2 Abs. 1 GEG: " ... sind dem 
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Bund von der Partei zu ersetzen, ... "), was auch fiskalisch 
widersinnig wäre. Schon aus dem dargelegten Grund erweist 
sich daher der Rekurs der Staatsanwaltschaft Salzburg als 
berechtigt und hatte demnach insoweit der Ausspruch einer 
Kostenersatzpflicht nach § 2 Abs. 2 GEG zu entfallen. 

Im übrigen ist in Übereinstimmung mit der Rechtsauffassung 
des Revisors beim Landesgericht Salzburg davon auszugehen, 
daß ein zur Vorbereitung eines Vaterschaftsprozesses bzw. 
Prozesses über die Bestreitung der ehelichen Geburt zur Ent­
kräftung der Vermutung des § 163 Abs. 1 ABGB bzw. zur Wider­
legung der Ehelichkeitsvermutung des Kindes nach § 138 ABGB 
eingeholtes Gutachten nicht nur im Interesse des Kindes liegt, 
dessen Abstammung in einem allfälligen streitigen Verfahren zu 
klären sein wird, sondern daß das Gutachten über die Vater­
schaltswahrscheinlichkeit des F. auch in dessen Interesse liegt, 
sowie letztlich im Interesse des Ehegatten der Kindesmutter, ge­
gen den die Vermutung der Ehelichkeit des Kindes gemäß § 138 
Abs. 1 ABGB streitet, die nur durch gerichtliche Entscheidung, 
nämlich durch den Beweis der absoluten Unwahrscheinlichkeit 
der Vaterschalt (§ 163 Abs. 2 1. Fall ABGB) widerlegt werden 
kann, indem also die Unmöglichkeit oder die an Gewißheit gren­
zende Unwahrscheinlichkeit der Zeugung durch den Ehemann 
bewiesen wird (vgl. Schlemmer in Schwimann ABGB-Praxis­
kommentar Rz 2 und 4 zu§ 138), wobei der Vollständigkeit hal­
ber hinzuzufügen ist, daß eine allfällige Nichtigkeit der Elternehe 
wegen Vorliegans eines Tatbestandes iSd § 23 EheG nicht auf 
den Ehelichkeitsstatus der mj. S. R. zurückzuwirken vermag, 
weil ein Kind grundsätzlich ehelich bleibt, wenn es bei Gültigkeit 
der Ehe ehelich gewesen wäre, da auch für dieses die 
Vermutung des § 138 ABGB zutrifft (vgl. Ehrenzweig', Das 
Familienrecht, bearbeitet von Schwind, 29). Im Sinne der stän­
digen Rechtsprechung sind daher neben dem Kind auch der 
präsumtive Vater sowie der bis zum Durchdringen in einem 
Ehelichkeitsbestreitungsverfahren als ehelicher Vater des 
Kindes geltende Ehegatte der Kindesmutter dem Grunde nach 
gemäß § 2 Abs. 2 GEG zur Tragung der Sachverständigen­
gebühren heranzuziehen (vgl. MGA GebAG' E 22 I auf Seite 
264; AnwBI 1984, 32 u. a.), wobei zwar mit Urteil des 
Erstgerichtes vom 13. 3. 1998 rechtskräftig festgestellt wurde, 
daß die mj. S. R. nicht ehelicher Abstammung ist, was jedoch 
nichts daran ändert, daß die Einholung des Abstammungs­
gutachtens, das auch den Ehelichkeitsbestreitungsverfahren zu 
5 C 8/98m des Bezirksgerichtes Hallein zugrunde gelegt wurde, 
im Interesse des Ehemannes der Kindesmutter gelegen hat. 

Es schadet dabei nicht, daß weder der präsumtive Vater noch 
der Ehemann der Kindesmutter dem Verfahren nach § 17 
Abs. 2 DV-StAG formell beigezogen wurden, weil in amtswegi­
gen Verfahren als Parteien(= Beteiligte im materiellen Sinn) all 
jene Personen anzusehen sind, in deren Rechtssphäre durch 
das Verfahren eingegriffen wird (vgl. Dofinar, AußStr.Verfah­
rensrecht, AT, 55). 

Nur der Vollständigkeit halber ist noch darauf hinzuweisen, daß 
bei Vorliegen der Voraussetzungen wirksam noch bis zur 
Entrichtung der Sachverständigengebühren die Verfahrenshilfe 
beantragt werden kann(§ 64 Abs. 3 ZPO). 

Aus den angeführten Erwägungen war daher insgesamt 
spruchgemäß zu entscheiden. 
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Da Fragen im Zusammenhang mit Sachverständigengebühren 
nie an den Obersten Gerichtshof herangetragen werden kön­
nen, ist der Revisionsrekurs jedenfalls unzulässig (§ 14 
AußStrG). 

Anmerkung: Der Rechtsmeinung des Rekursgerichtes, 
daß es sich bei dem Ersuchen der Staatsanwaltschaft um eine 
bürgerliche Rechtssache handelt und daher eine Entscheidung 
des Gerichtes gemäß § 2 Abs. 2 GEG zu ergehen habe, kann 
ich nicht zustimmen. Nach § 17 Abs. 2 D V-StAG richtet der 
Staatsanwalt sein Ersuchen an den Vorsteher des Bezirks­
gerichts, der dieses Amtshilfeersuchen nach Art 22 B-VG als 
Justizverwaltungssache zu erledigen hat. Das eingeholte 
Sachverständigengutachten ist ein Gutachten des Staatsan­
waltes, einer Verfahrensparteikraft Amtes, somit aber letztlich 
ein Gutachten in einem verwaltungsbehördlichen Verfah­
ren, jedenfalls aber kein Gerichtsgutachten. Erst mit Einbrin­
gen der Ehelichkeitsbestreitungsklage bei Gericht liegt eine 
bürgerliche Rechtssache vor. Eine Ersatzpflicht für die Kosten 
dieses vorbereitenden verwaltungsbehördlichen Gutach­
tens kann daher nicht im Jv-verfahren durch das Gericht 
nach§ 2 Abs. 2 GEG zu Lasten der Parteien und sonst Betrof­
fenen des erst in Zukunft anhängig zu machenden Abstam­
mungsverfahren ausgesprochen werden. Derartige Aufwen­
dungen sind vorprozessuale Kosten, die allenfalls im gericht­
lichen Abstammungsverfahren geltend gemacht werden kön­
nen, allerdings nur im Rahmen des dort geltenden Kosten­
rechts. Eine Heranziehung des Ehegatten der Kindesmutter 
und des präsumtiven Vaters in einer § 2 Abs. 2 GEG­
Enische/dung hafte ich für unzulässig. 

HOB - neue Sätze 
(ab 1. 10. 1999) 

Harald Krammer 

Unverbindliche Verbandsempfehlung gern. § 31 KartG 

Auf Grund der Anmeldung einer unverbindlichen Verbands­
empfehlung der Bundesinnung der Baugewerbe hat das Ober­
landesgericht Wien als Kartellgericht die Eintragung der 
Verbandsempfehlung in das Kartellregister, Abteilung V, ge­
mäß § 21 Kartellgesetz zur Registerzahl V 20 bewilligt. 

Der Beschluß des Oberlandesgerichtes Wien 25 Kt 354/99-3, 
trägt das Datum 2.11.1999. 

Die Eintragung in das Kartellregister betrifft: 
Die Erhöhung des Zeitgrundhonorars (Zeitgrundentgeltes) 
Es beträgt ab 1. 10. 1999 je Stunde ATS 768,-. 
Die Kostenvergütung für Schreibarbeiten ist gleich geblieben 
(für die Urschrift ATS 52,-, für die Durchschrift ATS 37,-). 

Anmerkung: Die letzte Verlautbarung von Änderungen der 
HOB erfolgte im Heft SV 1997/2, 32 (davor SV 1995/4, 33, 
SV 1995/3, 49, SV 1993/1, 34 und SV 199113, 22) 
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Berichte 

Hauptverband der allgemein beeideten 
und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen 

lng. Herbert Gregor-
Ausscheiden aus dem Redaktionskomitee 

Nach jahrelanger, überaus sachkundiger und 
gewissenhafter Mitwirkung im Redaktions­
ausschuß der Zeitschrift "Der Sachverstän­
dige" hat Baumeister lng. Herber! GREGOR 
mitgeteilt, daß er aus gesundheitlichen Grün­
den für eine weitere Mitarbeit nicht mehr zur 
Verfügung steht. Der Vorstand des Hauptver­

bandes, die Kollegen im Redaktionskomitee und vor allem 
auch der Schriftleiter dieser Zeitschrift haben diese Mitteilung 
mit großem Bedauern zur Kenntnis nehmen müssen, hat doch 
lng. GREGOR diese verantwortliche Funktion durch soviele 
Jahre in ganz vorbildlicher Weise wahrgenommen. 

lng. Herbart GREGOR wurde am 30. Juli 1923 in Wien gebo­
ren, nach Absolvierung der HTL in Mödling hat er von 1941 bis 
1948 - unterbrochen durch Kriegsdienstleistung bei den 
Gebirgsjägern - in lnnsbruck in einem Ingenieur- und einem 
Architekturbüro gearbeitet. 1948 hat er in einer Baufirma in 
Salzburg die Arbeit aufgenommen und 1951 die Baumeister­
prüfung abgelegt. Von 1 968 bis 1 984 war er für das Amt der 

Landesverband für Wien, NO und Bgld. 

Präsident Dr. Walter Domschitz -
Beendigung der Prüfungstätigkeit 

Mit Ende des Jahres 1999 beende! Landes­
gerichtspräsident i. R. Dr. Walter DOMSCHITZ 

.,. nach 14jähriger Prüfungstätigkeit als Vorsit­
zender von Begutachtungskommissionen im 
Eintragungsverfahren für Sachverständige 
seine Mitarbeit im Landesverband Wien, 
Niederösterreich und Burgenland. 

Walter DOMSCHITZ wurde am 8. 9. 1920 in Hainburg an der 
Donau geboren, besuchte die Schulen in St. Pölten, wo er 
1940 maturierte. Nach Kriegsdienst (als Kompanieführer in der 
Kurlandarmee an der Ostfront) und russischer Kriegsgefangen­
schaft absolvierte Walter Domschitz ab 1947 als Werkstudent 
sein Jusstudium an der Universität Wien und wurde 1951 zum 
Doktor der Rechtswissenschaften promoviert. Noch im selben 
Jahre begann er den Justizdienst beim Bezirksgericht Groß­
Enzersdorf, wurde 1955 zum Richter ernannt und nach Ver­
wendungen bei verschiedenen Bezirksgerichten am 1. 1. 1960 
in das Landesgericht für ZRS Wien berufen. Auf Grund seiner 
hervorragenden Bewährung in der Rechtsprechung wurde Dr. 
Walter DOMSCHITZ, der sich ab 1961 als Reserveoffizier dem 
Österreichischen Bundesheer zur Verfügung stellte, 1973 
Vizepräsident des Landesgerichtes für ZRS Wien, sodann am 
1. 1. 1981 Präsident des Landesgerichtes Korneuburg und 
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Salzburger Landesregierung als Bauleiter und Sachverstän­
diger für Entschädigungen beim Straßenbau, insbesondere bei 
der Tauernautobahn tätig. Seit 1971 ist lng. GREGOR allge­
mein beeideter gerichtlicher Sachverständiger für Hochbau 
und Liegenschaftsbewertungen und hat in dieser Funktion hun­
darte Gerichtsgutachten erstattet. Ab 1975 war lng. GREGOR 
Vorstandsmitglied des Landesverbandes für Oberösterreich 
und Salzburg. 1983 wurde lng. Herbart GREGOR mit dem Gol­
denen Verdienstzeichen des Landes Oberösterreich, 1995 mit 
dem der Republik Österreich und 1998 mit der Goldenen 
Mazart-Nadel ausgezeichnet. 

Der Hauptverband der allgemein beeideten und gerichtlich zer­
tifizierten Sachverständigen hat lng. Herbart GREGOR für 
seine vielfältigen, hervorragenden Leistungen in der Verbands­
arbeit, insbesondere auch für die Verbandszeitschrift sehr 
herzlich zu danken! Mit diesem Dank verbinden die Funktio­
näre und Mitglieder des Hauptverbandes die besten Wünsche 
für die Gesundheit und das Wohlbefinden unseres verdienten 
Vorstandsmitglieds, Redaktionskollegen und Freundes! 

Dr. Harald KRAMMER Dipl.-lng. Dr. Matthias RANT 
Schriftleiter der Zeitschrift Präsident 
"Der Sachverständige" 

schließlich von 1983 bis 1985 Präsident des Landesgerichtes 
für ZRS Wien. Seine besonderen Verdienste um die Justiz wur­
den durch die Verleihung des Großen Silbernen Ehrenzeichens 
für Verdienste um die Republik Österreich, mit dem Silbernen 
Komturkreuz des Ehrenzeichens des Landes Niederösterreich 
und dem Goldenen Ehrenzeichen des Landes Wien gewürdigt. 

Kurz nach seiner Pensionierung als Richter wurde Präsident 
Dr. DOMSCHITZ vom damaligen Verbandspräsidenten BR 
h. c. Dipl.-lng. Friedrich Rollwagen eingeladen, den Vorsitz in 
den neu gebildeten Prüfungskommissionen im Eintragungsver­
fahren zu übernehmen. Durch 14 Jahre hat sich Präsident i. R. 
Dr. Walter DOMSCHITZ dieser Aufgabe mit unermüdlichem 
Einsatz und größter Sachkunde - er war jahrelang selbst 
listenführender Präsident- unterzogen und in dieser Zeit mehr 
als 1000 Bewerberinnen und Bewerber geprüft. Eine Leistung, 
die größte Anerkennung und Dank verdient, nicht zuletzt auch 
deshalb, weil Dr. Walter DOMSCHITZ es verstand, die Kom­
munikation mit den Mitarbeiterinnen des Sekretariats, den 
Prüfern aber auch mit den Bewerbern reibungslos, freundlich 
und angenehm zu gestalten! Der Verband wünscht Präsident 
i. R. Dr. DOMSCHITZ für den wohl erst jetzt beginnenden 
Ruhestand alles Gute und Schöne, vor allem aber beste 
Gesundheit! 

Dip.-lng. Dr. Matthias RANT 
Präsident 
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Seminare 
Hauptverband der allgemein beeideten und 
gerichtlich zertifizierten Sachverständigen 
Osterreichs 
1010 Wien, Doblhoffgasse 3/5 Tel. 405 45 46-0, Fax 406 11 56 

INTERNATIONALE FACHSEMINARE 2000 
IN BADGASTEIN, SALZBURG 
16. Jänner bis 28. Jänner 2000 

Auch im Jahr 2000 veranstaltet der Hauptverband der allge­
mein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverstän­
digen Österreichs, zusammen mit der Vereinigung der 
Österreichischen Richter, die schon zur Tradition geworde­
nen Internationalen Fachseminare für Sachverständige und 
Juristen, die seit 1978, jeweils im Jänner, im Kongresszentrum 
in Badgastein abgehalten werden. 

Bauwesen für Sachverständige und Juristen 
16. 1. bis 21. 1. 2000 

Eröffnung Sonntag, 16. 1. 2000, 19.00 Uhr (Übergabe der 
Seminarmappen ab 17.30 Uhr) Vorträge mit anschließender 
Diskussion: Montag, 17. 1. 2000, 16.45-18.45 Uhr, Dienstag, 
18. 1. bis Freitag 21. 1. 2000 jeweils 9.00 bis 11.00 Uhr und 
16.45 bis 18.45 Uhr. 

Seminarleiter: Dr. Ernst MARKEL, Senatspräsident des 
Obersten Gerichtshofes 

Vortragende und Themen: 
HonProf. Dr. Herbert STEININGER, Präsident des Obersten 
Gerichtshofes i. R. 
Dipl.-lng. Dr. Matthias RANT, Zivilingenieur für Wirtschafts­
ingenieurwesen im Bauwesen, Präsident des Hauptverbandes, 
Wien: "Preisbildung- Preisabsprachen im Spannungsfeld zwi­
schen Volkswirtschaft und Strafrecht" 

lng. Franz SOLAR, Holztechnologe, allgemein beeideter und 
gerichtlich zertifizierter Sachverständiger, Mödling: "Holz am 
Bau- Schäden und Schädlinge" 

Univ. Prof. Dipl.-lng. Dr. Erich PANZHAUSER, Institut für 
Hochbau, Technische Universität Wien: "Schäden bei Steil­
dächern - ein Hinterlüftungsproblem?" 

Workshop zum Thema: "Der Bausachverständige im schieds­
gerichtlichen Verfahren- Möglichkeiten und Grenzen" 
Themenexposition: Dr. Georg KARASEK, Rechtsanwalt, Wien 
Arbeitskreisleiter: 
Dr. Allans DÜR, Präsident des Landesgerichtes Feldkirch 
Dr. Waller GRAFINGER, Präsident des Landesgerichtes 
Salzburg 
Dr. Jürgen SCHILLER, Präsident des Landesgerichtes für ZRS 
Graz 
Dr. Georg KARASEK, Rechtsanwalt, Wien 
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Dipl.-lng. Dr. techn. Manfred FROSS, Assistenzprofessor am 
Institut für Grundbau und Bodenmechanik, Technische Univer­
sität Wien: "Baugrubensicherung und Unterfangung von Nach­
bargebäuden aus der Sicht des Bodengutachters" 

Dr. Wolfgang FELSER, Leiter von 2 Auslands-Tochter­
Gesellschaften der Grazer Wechselseitigen Versicherung: "Die 
Unabhängigkeit des Versicherungssachverständigen - Be­
weissicherung und Schadensbeurteilung" 

lng. Hubert SCHÖBINGER, Baumeister, allgemein beeideter 
und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger, Korneuburg: 
"Die Immobilienbewertung von Gewerbe- und lndustrieobjek­
ten" 

Dr. Peter ANGST, Senatspräsident des Obersten Gerichts­
hofes: "Neue OGH-Entscheidungen zum Bauprozeß" 

Um dem Wunsch (Feedback-Listen der letzten Seminare) ([) 
gerecht zu werden, mehr Vorträge und eventuell auch Haus­
technik-Themen im Bauseminar zu bieten, findet heuer das 
Gebäudetechnikseminar parallel zum Bauseminar vom 
16. bis 19. 1. 2000 im Kongreßhaus, Saal lnnsbruck, statt. Das 
Gebäudetechnikprogramm bietet am Montag, 17. 1. 2000, von 
10.00 bis 12.00 Uhr und von Montag 17. 1. 2000 bis Mittwoch 
19. 1. 2000 jeweils von 14.00- 16.00 Uhr Vorträge an, die, auf­
grund des Zeitplanes und zu vergünstigten Preisen, auch von 
Teilnehmern des Bauseminars besucht werden können. Die 
beiden Seminare werden am Sonntag, 16. 1. 2000 gemeinsam 
eröffnet. 

Gebäudetechnik für Sachverständige 
und Juristen 
16. 1 bis 19. 1. 2000 

Eröffnung Sonntag, 16. 1. 2000, 19.00 Uhr (Übergabe der 
Seminarmappen ab 17.30 Uhr) Vorträge mit anschließender ~ 
Diskussion: Montag, 17. 1. 2000, 10.00 bis 12.00 Uhr, 14.00 
bis 16.00 Uhr, Kaffeepause, 16.45 bis 18.45 Uhr, Dienstag, 
18. 1. bis Mittwoch 19. 1. 2000 jeweils 9.00 bis 11.00 Uhr, 
14.00 bis 16.00 Uhr, Kaffeepause und 16.45 bis 18.45 Uhr. 

Seminarleiter: Hofrat Dr. Rainer GEISSLER, Vizepräsident 
des Handelsgerichtes Wien 

Vortragende und Themen: 
Hartmut KNOBBE, Prokurist und Leiter des Bereiches Building 
Services für Gebäudetechnik, Siemens Landis & Gyr, Frank­
furt: "Energiemanagement in der Gebäudetechnik von der 
Planung bis zum Betrieb, ein Teilaspekt im ,Facility 
Management"' 

Dipl.-lng. Reinhold STEINMAURER, Bundesinnung der 
Baugewerbe Bereich Technik, Umwelt, Sicherheit und Qualität, 
Wien: "Das Bauarbeitenkoordinationsgesetz - Auswirkungen 
auf den praktischen Betrieb seit 1. 7. 1999'" 

Werner WYDRA, Siemens AG Österreich, Abteilung A&DET: 
"Installations-Bus-Systeme- technische Grundlagen- künfti­
ge Tendenzen'" 

HEFT 4/1999 



... 

Dr. Regine JESIONEK, Richterin am Oberlandesgericht Wien: 
"Wechselwirkung zwischen Gebäudetechnik und Mietrecht" 

lng. Mag. Albert MM PILGER, Pilger - Facility Management 
Services- GmbH, Wien/Graz, allgemein beeideter und gericht­
lich zertifizierter Sachverständiger: "Facility Management -
eine ganzheitliche Betrachtung über den gesamten Lebenszy­
klus einer Immobilie - CAIFM EDV-Spielzeug oder effizientes 
Werkzeug" 

Dr. lng. Harald BITTER, Industrie- und Handelskammer Region 
Stuttgart, öffentlich bestellter und vereidigter Sachverständiger 
für Heizung - Lüftung - Klimatechnik, Stuttgart: 
"Thermostatventile für Warmwasserheizungen - Qualitäts­
merkmale und Auslegung, Europäische Zertifizierung, GEN­
Kennzeichnung im freiwilligen Bereich- CE-Kennzeichnung im 
Rahmen der EU-Bauprodukten-Richtlinie" 

·~;: Dipl.-lng. Wolfgang HOFHEINZ, Geschäftsführer Dipl.-lng. W. 
Bender GmbH & Co. KG, Grünberg: "Fehlerstrom-Überwa­
chung in elektrischen Anlagen" 

Dr. Elisabeth LOVREK, Richterin am Oberlandesgericht Wien: 
"Vergaberecht - EuGH Entscheidungen" 

lng. Diethelm Carl PESCHAK, PHB Peschak Haustechnik 
Beratung GmbH, allgemein beeideter und gerichtlich zertifizier­
ter Sachverständiger, Wien: "Normen der Haustechnik - Über­
nahme von Europanarmen-Normen für den Sachverständigen" 

Straßenverkehrsunfall und 
Fahrzeugschaden 
23.1. bis 28.1.2000 

Eröffnung Sonntag, 23. 1. 2000, 19.00 Uhr (Übergabe der 
Seminarmappen ab 17.30 Uhr) Vorträge mit anschließender 
Diskussion: Montag, 24. 1. bis Donnerstag 27. 1. 2000, von 
9.00 bis 11.00 Uhr und von 16.45 bis 18.45 Uhr, Freitag 28. 1. 

(~·•· 2000 von 9.00 bis 11.00 Uhr. 

Seminarleiter: Dr. Günter WORATSCH, Präsident des Lan­
desgerichtes für Strafsachen Wien 

Vortragende und Themen: 
Dr. Arndt PETERS, PKW-Entwicklung Daimler Chrysler AG, 
Stuttgart: "Neueste Entwicklung auf dem PKW-Dieselmotor­
Sektor" 

Dr. Willried KLANNER, Firma ADAC Test und Technik, 
München: "Europäische CRASH-TEST Standards und der 
Einfluß auf die Fahrzeugentwicklung" 

lng. Dr. Wolfgang PFEFFER, KFZ-Mechanikermeister, lng. für 
Maschinenbau, allgemein beeideter und gerichtlich zertifizier­
ter Sachverständiger, Wien: "Das gläserne Auto, AufzeichnunR 
gen bei Unfällen" 

Dr. Waltraud KOTSCHY, Ministerialrätin Bundeskanzleramt 
Verfassungsdienst, Wien: "Das gläserne Auto, Datenschutz­
rechtliche Probleme" 

Univ.Prof. Dr. Gabor MELEGH, Technische Universität Buda­
pest: "Moderne Scheinwerfersysteme unter spezieller Berück-
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sichtigung der Erkennbarkeil von Fußgängern bei Nachtunfällen" 

Dr. Michael SCHAUMBERGER, Richter Bezirksgericht Innere 
Stadt, Wien: "Sonderstellung einspuriger Fahrzeuge und 
Sportgeräte im Straßenverkehr" 

Dr. Wolfgang REISINGER, Oberprokurist Wr. Städtische 
Versicherung, Wien: "Die Führerscheinklausel in der Kfz-Ver­
sicherung" 

JUDr. Tomas STUCHLiK, Richter Stadtgericht Prag: "Der ver­
kehrstechnische Sachverständige in der Tschechischen 
Republik- Aufgabenbereich und Stellung" 

Kommerzialrat Heinz Leo HAVELKA, KFZ-Mechanikermeister, 
allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverstän­
diger, Wien: "Autohandel 2000, Gewährleistung, Garantie, 
Internet, Gebrauchtwagenbewertung, Vertragssysteme" 

Seminarkostenbeitrag: 
Für jedes der drei Seminare (Bauwesen, Gebäudetechnik, Kfz) 
beträgt der Seminarkostenbeitrag ATS 6.240,- pro Teilneh­
mer (ATS 5.200,- + 20 % Mwst. ATS 1.040,-). 
Dieser Betrag beinhaltet die Seminarunterlagen, Mineral­
wasser (0,33 I) bei jedem Vortrag, den Empfang mit Buffet, 
Rot- und Weißwein, Bier, div. antialkoholische Getränke und 
Kaffee im Miramonte und den Cocktail im Spielcasino 
Badgastein. Jedes Seminar hat neun Vorträge. Im Preis für das 
Gebäudetechnikseminar ist auch die "Kaffeepause" um 16.00 
Uhr (Kaffee, Tee, Mineral, Plunderteiggebäck) enthalten. 

ATS 420,- für jede Begleitperson (ATS 350,- plus 20 % Mwst. 
ATS 70,-) 
Dieser Betrag beinhaltet die Teilnahme an der Eröffnung und 
am vorbeschriebenen Empfang im Miramonte, sowie den 
Cocktail im Spielcasino Badgastein. 

ATS 600,- für jeden zusätzlichen Vortrag (ATS 500,- plus 
20% Mwst. ATS 100,-) für Teilnehmer am Seminar "Bauwe­
sen", die zusätzlich Vorträge für das Seminar "Gebäudetech­
nik" (Montag, 17.1. 2000 von 10.00 bis 12.00 Uhr und Montag. 
17. 1. bis Mittwoch 19. 1. 2000 jeweils von 14.00 bis 16.00 Uhr) 
buchen wollen. Dieser Betrag beinhaltet die Seminarunterlage 
für den jeweiligen Vortrag und die "Kaffeepause" (Kaffee, Tee, 
Mineral, Plunderteiggebäck) um 16.00 Uhr. 

ATS 540,- für jeden zusätzlichen Vortrag (ATS 450,- plus 
20% Mwst. ATS 90,-) für Teilnehmer am Seminar "Gebäude­
technik", die Ihren Aufenthalt verlängern und zusätzlich Vorträ­
ge für das Seminar "Bauwesen" (Donnerstag 20. 1. 1999 und 
Freitag 21. 1. 1999, jeweils von 9.00 bis 11.00 Uhr und 16.45 
bis 18.45 Uhr) buchen wollen. Dieser Betrag beinhaltet die Se­
minarunterlage für den jeweiligen Vortrag und Mineralwasser 
(0,33 I) bei jedem Vortrag. 

Wir freuen uns, Sie in Badgastein begrüßen zu dürfen und dan­
ken im Voraus für die Unterstützung der Organisation durch 
Ihre rechtzeitige Anmeldung (die Anmeldeunterlagen werden 
Ende September 1999 versandt). 

Für Rückfragen stehen wir jederzeit gerne zur Verfügung 
Tel.: 01/405 45 46 oder 01/406 32 67, Fax 01/406 11 56. 
Wie jedes Jahr bitten wir um Verständnis, daß eine gültige 
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Anmeldung nur bei Eingang des Seminarbetrages bis zum 
15. Dezember 1999 (Anmeldeschluß) auf unserem Konto Nr. 
0049-57536/00 bei der CA, BLZ 11000, vorliegt. 

Starnierungen können nur dann akzeptiert werden, wenn sie 
spätestens 14 Tage vor Seminarbeginn bei uns einlangen. Bei 
Nichterscheinen am Veranstaltungsort, muß die volle Teilnah­
megebühr verrechnet werden. Ein(e) Ersatzteilnehmer(in) 
kann gerne genannt werden. 

Programmänderungen vorbehalten. 

Landesverband für Wien, Niederösterreich 
und Burgenland 
1010 Wien, Doblhoffgasse 3/5 Tel. 405 45 46-0, Fax 40611 56 

Für alle Seminare des Landesverbandes für Wien, Nieder­
österreich und Burgenland gelten folgende allgemeine Ge­
schäftsbedingungen: 

Anmeldungen sind nur schriftlich an das Sekretariat des 
Landesverbandes an Fr. Smetacek (TeL 01/405 45 46-0, Fax 
01/406 11 56, e-mail: smetacek.hauptverband@vienna.at) zu 
richten. Wir weisen darauf hin, daß die Anmeldungen der 
Reihe nach entgegengenommen werden, da die Teilnehmer­
zahlen beschränkt sind! 

Wegen allfälliger Zimmerbestellungen wird gebeten, selbst mit 
dem Berghotel Tulbingerkogel, Tel 02273/73 91, Verbindung 
aufzunehmen. 

Es wird darauf aufmerksam gemacht, daß wir gezwungen sind, 
einen Teilbetrag von ATS 500,- für Verwaltungskosten einzu­
behalten, falls jemand !rotz Anmeldung und ohne vorherige 
Absage nicht am Seminar teilnehmen sollte. 

Grundseminar für Sachverständige 

Themen: Sachverständigenbeweis - Gerichts- und Privatgut­
achten - Gerichtsorganisation und Gerichtsverfahren -
Eintragungs- und Zertifizierungsverfahren für gerichtliche 
Sachverständige- Verhalten vor Gericht- Schadensanalyse­
Aufbau eines Gutachtens - Schiedswesen - Werbung - Haf­
tung des Sachverständigen - Sachverständigengebühren -
Rechtskunde für Sachverständige 

Vortragende: Dr. Harald KRAMMER 
Landesgericht für ZRS Wien 
Mag. Dr. Ernst SCHÖDL 
Richter des ASG Wien 

Folgende Termine stehen zur Auswahl: 
Mittwoch, 16. Februar, und Donnerstag, 17. Februar 2000 
Mittwoch, 22. März, und Donnerstag, 23. März 2000 
Mittwoch, 3. Mai, und Donnerstag, 4. Mai 2000 

Tagungsort: Berghotel Tulbingerkogel, 3001 Mauerbach bei 
Wien 

Kosten: Inklusive zweier Mittagessen, umfangreicher Skripten 
sowie der 20%igen MWSt. 
ATS 5.700,- für Nichtmitglieder 
ATS 4.500,- für Mitglieder des Landesverbandes 

Wir möchten besonders darauf hinweisen, daß für Ärzte, 
Tierärzte, Psychologen und im Sanitäts- und Pflegedienst täti­
ge Personen nur der erste Tag des Seminares von Interesse 
ist, und daher auch jeweils nur der halbe Preis in Rechnung 
gestellt wird. 

Dieses Seminar ist nicht nur für allgemein beeidete und 
gerichtlich zertifizierte Sachverständige offen, sondern auch für 
jene, die sich für diese Tätigkeit interessieren. 

,---------------------------------------------------------, 

JURISTEN-BALL 2000 
Fasching-Samstag, 4. März 2000, in der Wiener Hofburg 

Junge DAMEN und HERREN, die eröffnen möchten, laden wir ein, sich ehestens- möglichst paarweise- im Ballbüro 
(Frau Mag. Schöner) anzumelden. 

Ehebaldige Tischreservierung wird empfohlen! 
Karten und Tische im Büro des Juristenverbandes, 1 016 Wien, Schmerlingplatz 11, Justizpalast, Zi 134, 

TeL (01) 521 52 DW 3882, Montag- Freitag 9.00-13.00 Uhr 

Kleidung 
Damen: Großes (=langes) Abendkleid (kein Hosen-, Partyanzug oder kurzes Abendkleid) 

Herren: Frack oder Smoking 
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Liegenschaftsbewertungs-Seminar 

Thema: Liegenschaftsbewertungsgesetz (Schätzung im allge­
metnen, Festsetzung des Nutzwertes nach dem Wohnungs­
eigentumsgesetz 1975, mietrechtliche Bestimmungen, Wert­
minderungsmethoden) 

Vortragende: 
Mag. Dr. Ernst SCHÖDL, Richter des .ASG Wien 
SV Brigitte JANK 
SV Dipl.-lng. Werner BÖHM 
SV DDipl.-lng. Michel H. MÜLLER 

Termin: Donnerstag, 11. Mai und Freitag, 12. Mai 2000 von 
9.00 bis ca. 17.00 Uhr 

Tagungsort: Barhotel "Tulbingerkogel", 3001 Mauerbach bei 
!"-.-..,. Wten 
:~) 

Preis: inklusive zweier Mittagessen, umfangreicher Skripten 
sowie der .20%igen Mwst. 

ATS 5.700,- für Nichtmitglieder 
ATS 4.500,- für Mitglieder des Landesverbandes 

Dieses Seminar ist nicht nur für allgemein beeidete und 
gerichtlich zertifizierte Sachverständige offen, sondern auch für 
jene, die sich für diese Tätigkeit interessieren, jedoch haupt­
sächlich für den Personenkreis aus dem Baufach. 

Landesverband für Oberösterreich 
und Salzburg 
4020 .Linz, 'Robert-Stolz-Straße 12 Tel. (0732) 66 22 19, Fax (0732) 65 24 62 

Brandlhofseminar 

Der Landesverband für Oberösterreich und Salzburg veran­
staltet unter Mitwirkung des Landesverbandes für Wien, 

Seminare 

Grundseminar für Sachverständige 
Themen: Gerichts- und Privatgutachten, Schadensanalysen, 
Schemata für Gerichtsgutachten im Zivil- und im Strafprozeß, 
Schiedswesen, Beweissicherung, Verhalten als SV vor 
Gericht, Schadenersatzrecht ... 

Seminarleiter: Dr. Helmut HUBNER, Oberlandesgericht Linz 

Tagungsorte und Termine: 
Landwirtschaftskammer für OÖ 
4020 Linz, Auf der Gugl 3 
Tel.: 0732/6902/460 
Fax: 0732/6902-48 
1/2000 OÖ, 26. und 27. Februar 2000 
4/2000 OÖ, 11. und 12. November 2000 
oder 
Gasthof Seebrunn 
Tel.: 06214/8242-0 
5302 Henndorf/Wallersee 
2/2000 Sbg., 8. und 9. April 2000 
3/2000 Sbg., 23. und 24. September 2000 

jeweils von 9.00 bis ca. 17.00 Uhr. 

Sollten Sie übernachten wollen, wenden Sie sich bitte direkt an 
die oben angeführten Seminaradressen. 

Kosten: ATS 5.700,- inkl. MWSt., 2 Mittagessen und Skripten 
ATS 4.500,- inkl. MWSt., nur für Mitglieder und Anwärter des LV 
(Erlagschein wird Ihnen nach Anmeldung zugesandt) 

Anmeldung: nur schriftlich an das Büro des Landesver­
bandes, Robert-Stolz-Straße 12, 4020 Linz, Fax: 0732/652462 

Die Anzahl der Teilnehmer ist beschränkt! Die Anmeldungen 
werden in der eingegangenen Reihenfolge berücksichtigt. 
Wenn Sie nach Anmeldung ohne vorherige Absage am 
Seminar nicht teilnehmen sollten, würde der Landesverband 
für die Administration einen Betrag von S 500,- einbehalten. 

Dieses Seminar ist für alle Damen und Herren, die sich für die 
Sachverständigentätigkeit interessieren, offen. 

Niederösterreich und Burgenland das 10. Fortbildungsseminar Landesverband für Steiermark und Kärnten 
von 

Freitag, 5. bis Sonntag, 7. Mai 2000, 

im Sporthotel Brandlhof, 5760 Saalfelden, 
Tel. 06582/7800-0, Fax 06582/7800-598 

Themen, welche von namhaften Experten vorgetragen bzw. 
betreut werden: 
• 'Regeln der Technik contra Normung 
• Qualitätssicherung 
• Unternehmensbewertung im Zusammenhang mit Immobilien 
• und wie :ir:nmer: 
Univ.-Prof. Dr. Peter RUMMEL, Linz 
,,Aktuelle Rechtsfragen fürden Sachverständigen" 

Wir bitten um Vormerkung dieses Termines; genauer informie­
ren wir im nächsten Heft "Der Sachverständige" 

HER" 4/1999 

8020 Graz, Hanuschgasse 6 Tel. (0316} 71 1018, Fax (0316) 71 10 18·4 

Grundlagenseminar für Sachverständige 
Frühjahr 2000 
Themen: Einführung in die Sachverständigentätigkeit, insbe­
sondere bei Gericht: Eintragung in die Liste, Bearbeitung des 
Auftrages, Aufbau des Gutachtens, Verhalten vor Gericht, 
Gebührenanspruch etc., Grundbegriffe des Schadenersatz­
rechtes, Schadensanalyse, Gerichtsorganisation u. a. 

Zielgruppe: 
Alle, die an der Eintragung in die Liste der allgemein beeideten 
und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen interessiert 
sind; alle Sachverständigen, die ihr Wissen um die Themen­
kreise auffrischen oder vertiefen wollen. 
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Seminarleiter: Dr. Jürgen SCHILLER, Präsident des LG für Fahrtechnik und Sicherheitstraining 
ZRS, Graz 

Termine: 
1. Termin: Samstag, 26. Februar 2000, 9.00 bis ca. 17.00 Uhr, 
Sonntag, 27. Februar 2000, 9.00 Uhr bis ca. 16.00 Uhr 
2. Termin: Samstag, 18., und Sonntag, 19. März 2000 

Tagungsort: Kongreß- und Tagungszentrum Schloß Seggau 
bei Leibnitz, 8430 Leibnitz, Steiermark, Tel. 03452/82 43 50-0 

Seminarkosten: 
Mitglieder des Verbandes ATS 4.500,- (inkl. 20% MWSt.), 
Nichtmitglieder ATS 5.700,- (inkl. 20% MWSt.); im Preis ent­
halten sind die Unterlagen sowie 2 Mittagessen, Pausenge­
tränke, Kaffee und Obst. 

Anmeldung: 
Schriftlich an das Sekretariat des Landesverbandes, 
8020 Graz, Hanuschgasse 6 (Fax 0316/711 018-4) 

Wegen allfälliger Zimmerbestellungen wird gebeten, sich direkt 
mit der Gutsverwaltung des Schlosses Seggau, in 8430 Leibnitz, 
Tel. 03452182 43 50, in Verbindung zu setzen oder mit dem Tou­
rismusverband Leibnitz, Tel. 03452/76 8 11, Fax 03452171 560. 

Wir sind gezwungen, einen Teilbetrag von ATS 500,- für 
Verwaltungskosten einzufordern, falls jemand !rotz Anmeldung 
und ohne vorherige Absage nicht am Seminar teilnimmt. 

Seminar Nutzwertfestsetzung (Parifizierung) 

Thema: Nutzwertfestsetzung nach dem WEG 1975 im Detail, 
unter besonderer Berücksichtigung der durch das 3. WÄG ein­
getretenen Änderungen. Bearbeitung von Fallbeispielen. 

Seminarleiter: Dr. Jürgen SCHILLER, Präsident des LG für 
ZRS Graz, Mitarbeit: lng. Peter PLESCHBERGER 

Termin: Samstag, 4. Dezember 1999, von 9.00 bis 16.00 Uhr 

Tagungsort: Hotel Tennisparadies, 8020 Graz, Straßganger­
straße 380b, Tel. 0316/28 21 56-0 

Seminarkosten: 
Mitglieder des Verbandes ATS 2.880,­
Nichtmitglieder ATS 3.200,- (inkl. 20% MWSt.). 
Im Preis enthalten sind die Unterlagen, Pausengetränke sowie 
ein Mittagessen. 
Anmeldung: Schriftlich an das Sekretariat des Landesverban­
des, 8020 Graz, Hanuschgasse 6, Frau Mag. Baumgartner, 
Fax 0316/71 1 0 18-4. 

Wegen allfälliger Zimmerbestellungen wird gebeten, sich direkt 
mit dem Tennisparadies, 8020 Graz, Straßgangerstraße 380b, 
Tel. 0316/28 21 56 in Verbindung zu setzen. 
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Der Landesverband für Steiermark und Kärnten hat für 
Freitag, den 4. Februar 2000, einen eintägigen Grundkurs 
am A 1-Ring, ÖAMTC-Fahrtechnikzentrum, organisiert. Der 
ermäßigte Wochenendkurspreis beträgt ATS 1.728,- inkl. 
MWSt. 

Folgende Übungsprogramme werden durchgeführt: 

• Erarbeiten der optimalen Sitzposition und Lenktechnik 
• Anwendung verschiedener Bremstechniken bei verschiede~ 

nen Geschwindigkeiten 
• Kurvenfahren bei unterschiedlichen Radien und Reibwerten 
• Ausweichen bei plötzlich auftauchenden Wasserhindernis­

sen 
• Versuche, ein ins Schleudern geratenes Fahrzeug abzufan- ()) 
~n ~ 

• ABS und Allrad 

Der Kurs beginnt um 8.30 Uhr und dauert bis ca. 17.00 Uhr. 

Bitte um rechtzeitige Anmeldung per 
Fax: 0316/71 10184 
e-mail: sekretariat.graz@ sachverstaendige .at 

Sonstige Seminare 

Verlag Österreich Seminare 
1037 Wien, Rennweg 16 Tel. (01) 797 89-523 DW, Fax (01) 797 89-602 

Die ÖNORM A 2050 und ihre Neuerungen 
Dr. Hans Göl/es, 
WHR Dipl.-lng. Peter Pfeiler 
20. Jänner 2000 

(So) Vermeiden Sie Verwaltungsstrafen im Umweltrecht 
RA Dr. Bernhard Hüttler 
27.Jänner2000 

Neues im NÖ Baurecht 
WHR Dr. Friedrich Zaussinger 
Ende Jänner 2000 

Neues aus der OÖ Wohnbauförderung 
WHR Mag. Maximilian Füreder, 
ORR Dr. Wolfgang Sünderhauf, 
OAR Helmut Blin 
1. Februar 2000 

Wohin geht das AWG? 
Dr. Wolfgang List, 
Dr. Christian Schmelz 
2. Februar 2000 
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Miet-, Kauf- und Wohnungseigentumsverträge 
o, Wolfgang Dimbacher, 
o, Markus Singer 
29. Februar 2000 

Arbeitsrechtlich sensible Bereiche 
Univ. -Prof. Dr. Franz Schrank 
7. März 2000 

Die Haftung des Architekten und der übrigen (Bau-) Sonder­
fachleute 
Prof. HR o, Franz Hart/, 
VPräs. o, Horst Schlosser 
23. März 2000 

Wiener Baurecht 
Hon.-Prof. D' Henrietta Geuder 
14. April 2000 

Seminar Ausgewählte Probleme 
der Aussagepsychologie 

• Beurteilung der Aussagefähigkeit und -ehrlichkeit von 
Kindern im Strafverfahren/familiengerichtlichen Verfahren 

• Mindeststandards an gerichtliche Gutachten nach der 
Entscheidung des BGH vom 30. Juli 1999 

• Erkenntnisse über Methoden 
• Diskussion über anatomische Puppen und Kinderzeich-

nungen 

Referenten: 
Univ.-Prof. Dr. Max STELLER 
Dr. Renale VOLBERT 

Veranstaltungsort: 
Landgasthof "Aipenblick" Kirchschlag 
Freitag, 3. März 2000, 16.00 Uhr, bis Sonntag, 5. März 2000, 

'~ 14.00 Uhr 
Teilnehmeranzahl: maximal 20 

Kosten: 
ATS 8.800,- inkl. 10% MWSt. 
Enthalten: 2mal Mittagessen, 2mal Abendessen, Pausenge­
tränke (nicht enthalten Zimmer, Frühstück). 

Anmeldungen können nur in der zeitlichen Reihenfolge berück­
sichtigt werden. 

Dr. Günter Tews, Rechtsanwalt, 
Volksfeststraße 32, 4020 Linz 
Tel.: 0732/77 22 93; Fax: 0732/78 44 81 
e-mail: tews@tews.at 

Korrespondenzadresse: 
Institut für Forensische Psychiatrie der Freien Universität Berlin 
Limonenstraße 27, 12203 Berlin 
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Abfallwirtschaftsgesetz 

Von Kind/List/Schmelz, erschienen im Verlag Österreich, 
1037 Wien, Rennweg 16, Wien 1999, ISBN 3-7046-1169-7 

Schon in den Vorworten wird auf den geradezu chaotischen 
Zustand der Abfallgesetzgebung infolge der unzähligen, zum 
Teil widersprüchlichen Novellierungen, Verordnungen, EU­
Regeln und Kompetenzüberschneidungen hingewiesen. 

Es ist das Verdienst der Autoren, einen Leitfaden durch dieses 
Wirrwarr zunächst nur für das AWG zu bieten. 

Der Aufbau des Kommentars folgt den Paragraphen des AWG, 
wobei diese zunächst zitiert werden. Es folgt eine Literaturliste 
und anschließend der Kommentar in bis zu 31 Haupt- und 
mehreren Unterkapiteln. 

Der Adressat des Buchs ist sicher nicht der Paktiker, der auf 
einfache Fragen eine schnelle erste Anwert sucht. Wer aber 
den Bedarf an der umfassenden Lösung komplizierter 
Probleme hat und sich der Mühe des Studiums unterzieht, für 
den bietet der Kommentar eine wahre Fundgrube. Der Index 
allerdings ist verbesserungswürdig. 

Es ist zu hoffen, daß ein ähnlich umfangreicher Kommentar in 
Bälde auch für die einzelnen Verordnungen zur Verfügung 
steht. 

Dipl.-lng. Arno Retteosteiner 

Ärztliche Aufklärungspflicht und Haftung 

Theo Mayer-Maly- Enrlque H. Prat, Ärztliche Aufklärungs­
pflicht und Haftung, Sammelband mehrerer Aufsätze, 
125 Seiten, Springer-Verlag Wien - New York, 1998, 
ISBN 3-211-83230-0 

Gerade ärztliche Sachverständige wissen, daß die 
Verschränkung medizinischer und rechtlicher Probleme immer 
intensiver wird. Dazu kommt eine Tendenz, alle Lebensbe­
reiche, insbesondere auch das ärztliche Handeln einer Rechts­
kontrolle zu unterwerfen. Der Arzt wird zum Vertragspartner, 
der auch haftbar gemacht werden kann. Dabei besteht aber die 
Gefahr, daß ohne Mut zum Risiko manche Heilerfolge nicht 
erzielt werden können. Die angeschnittene Problematik hat 
aber nicht nur medizinische und rechtliche Aspekte, es geht vor 
allem auch um Fragen der Verantwortung des Arztes, aber 
auch der Selbstverantwortung des Patienten, somil um zentra­
le ethische Probleme. Interdisziplinäre Zusammenarbeit von 
Ethikern, Ärzten und Juristen ist daher geboten. Dafür gibt der 
vorliegende Band ein hervorragendes Beispiel. 

DER SACHVERSTÄNDIGE 183 



Literatur 

Günther Pöltner (Univ.-Prof. für Philosophie in Wien) und 
Enrique H. Prat de Ia Riba (Geschäftsführer des IMABE­
Instituts für medizinische Anthropologie und Bioethik in Wien) 
befassen sich in einem ersten Teil grundlegend mit den ethi­
schen Problemen ärztlicher Aufklärung und mit der Arzt­
Patient-Beziehung. 

Dann kommen die Ärzte zu Wort: 

Der Internist Johannes G. Meran erörtert die überaus interes­
sante und schwierige Frage der Relevanz von Patienten­
verfügungen. die auch für die Abhandlung von Werner 
Waldhäusl (Univ.-Prof. für interne Medizin in Wien) über Fra­
gen der Aufklärungspflicht und Haftung aus ärztlicher Sicht 
eine große Rolle spielen. Aus der Sicht des Chirurgen stellt 
Ju/ius Kraft-Kinz (Univ.-Prof. in Graz) verschiedene Aspekte 
der ärztlichen Aufklärungspflicht unter Berücksichtigung der 
Psyche des Patienten vor. 

Der dritte Teil befaßt sich mit der juristischen Seite der ärztli­
chen Aufklärungspflicht und Haftung: ln einem überaus instruk­
tiven und auch für juristische Laien gut verständlichen Aufsatz 
gibt Theo Mayer-Ma/y (Univ.-Prof. in Salzburg) an Hand von 
eindrucksvollen Fällen einen Überblick über die Entwicklung 
der Österreichischen Rechtsprechung der Zivilgerichte zur ärzt­
lichen Aufklärungspflicht und zur Arzthaftung. Erwin Deutsch 
(Univ.-Prof. in Göttingen), der erste Fachmann auf diesem 
Rechtsgebiet in Deutschland, geht auf aktuelle Hauptprobleme 
des Arztrechts im Bereich der Einwilligung und Aufklärung 
sowie des Behandlungsfehlers ein. Dabei setzt er sich kritisch 
damit auseinander, ob bei der Haftung das Verschuldens­
prinzip beibehalten oder eine Versicherungslösung angestrebt 
werden sollte und berichtet über den europarechtlichen 
Diskussionsstand. Besonderes Interesse verdienen auch hier 
die in einem Anhang referierten Fälle. Kurt Sehnaller (Univ.­
Prof. für Strafrecht in Salzburg) behandelt in seinem Beitrag die 
strafrechtlichen Folgen einer unterlassenen oder übermäßigen 
ärztlichen Aufklärung und zeigt damit sehr deutlich die 
Reichweite und die Grenzen ärztlicher Aufklärungspflicht, aber 
auch die gravierendsten Sanktionen dieser Verpflichtung auf. 
Auch hier erleichtern viele Beispiele das Verständnis. 
Schließlich referiert Jutta Krüger (eine deutsche Juristin, 
Leiterin der Abteilung Krankenhausrecht im zuständigen 
Ministerium in Hamburg) haftungsrelevante Probleme der ärzt­
lichen Aufklärungspflicht am Beispiel von zwei medizinischen 
Großschäden auf. 

Das vorliegende Buch bringt nicht nur für Ärzte, insbesondere 
ärztliche Sachverständige, und Juristen eine verläßliche 
Aufbereitung dieses schwierigen Problemkreises, sondern ist 
für jeden, der ärztliche Hilfe in Anspruch nehmen muß, von 
allergrößtem Interesse. Mit vielen der in diesem Buch ange-
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sprochenen Fragen wird wohl nahezu jeder Mensch im Laufe 
seines Lebens direkt oder zumindest indirekt konfrontiert. Es 
lohnt sich daher darüber nachzudenken. Das besprochene 
Buch bietet eine ausgezeichnete Hilfe. 

Harald Krammer 

Der übergangene rechtliche Interessent 

Wolfgang Wieshaider, Der übergangene rechtliche 
Interessent, Juristische Schriftenreihe Band 117, Verlag 
Österreich, Wien 1999, ISBN 3-7046-1157-3, 173 Selten 

Bei nahezu allen Bewilligungs- und Genehmigungsverfahren 'J 
herrscht zwischen dem Genehmigungswerber und den in ihren · 
Rechten betroffenen Dritten ein lnteressenkonflikt. Die 
Regelung dieser Konflikte ist Aufgabe des Verwaltungsver­
fahrens als einem rechtsstaatliehen Verfahren. Die Frage, wel-
che Rechtsstellung ein von einem Verwaltungsverfahren 
Betroffener hat, nämlich Partei- oder Beteiligtenstellung, ist 
zwar in der Literatur wohlbekannt, sie hat aber durch die jüng-
ste Novelle zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen BGBI. I 
1998/158 neue Aktualität gewonnen. Einerseits wurde die 
Präklusion im § 42 AVG neu geregelt. Danach wird eine 
Verfahrenspartei, die ihr subjektives Recht bei einer mündli-
chen Verhandlung nicht zeitgerecht einwendet, verfahrens­
rechtlich an der Verfolgung des präkludierten Rechts gehindert, 
sie verliert ihre Parteistellung. Andererseits ordnet die neue 
Bestimmung des § 82 Abs. 7 AVG an, daß alle in Vorschriften 
des Bundes und der Länder enthaltenen Bestimmungen, die 
von den in dieser Norm aufgezählten AVG-Bestimmungen, zu 
denen auch § 42 AVG gehört, abweichen, mit Ablauf des 
31. 12. 1998 außer Kraft treten, außer sie wurden nach dem 
30. 6. 1998 kundgemacht. Viele der sogenannten Materien- d''"' 
gesetze, die Verfahrensregelungen enthalten haben (z. B. ~ 
BauO, Gewü usw.), sind nunmehr seit 1. 1. 1999 in ihren 
Verfahrensbestimmungen nicht mehr anwendbar. 

Die vorliegende Arbeit, die aus einer an der Universität Wien 
approbierten Dissertation hervorgegangen ist, untersucht diese 
Probleme sehr gründlich und in klarer Gliederung. Für 
Sachverständige, die in Verwaltungsverfahren tätig sind, sind 
die Ausführungen des Buches höchst wichtig, weil erhebliche 
Verschärfung der Präklusion für rechtliche Interessenten, mög­
licherweise auch die Fragestellung an den Sachverständigen 
entscheidend verändert. 

Harald Krammer 
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